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Staf¥furt, den 2. Juli 2018

Freiwillige Anschliisse im Bereich der Niederschlagswasserbeseitigung
Schreiben des Landesverwaltungsamtes vom 13.04.2018

Sehr geehrter Herr Wersdérfer,

ich beziehe mich auf die Rundverfiigung des Landesverwaltungsamtes vom
13.04.2018. In dieser filhren Sie aus, dass die Beseitigung des Niederschlagswassers
keine gesetzlich zugewiesene Aufgabe der Gemeinde ist, sofern der Grundstiicksei-
gentlmer nach § 79 b Abs. 1 Satz 1 WG LSA fiir die Beseitigung des Niederschlags-
wassers zustandig ist. Nutzt der Grundstiickseigentiimer allerdings zur Beseitigung
des Niederschlagswassers die Abwasserbeseitigungsaniagen der Gemeinde, stelle
dies eine freiwillige Aufgabe der Gemeinde dar. Fiir diese freiwillige Aufgabe soll nach
§ 8 Abs. 1 KVG-LSA eine Satzungsbefugnis bestehen und damit auch die Mdoglichkeit
der Gebiihrenerhebung.

Mit dieser Frage hat sich das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt in
der Entscheidung 4 L 231/11 auseinandergesetzt. Wahrend woh! das VG Halle 4 A
108/10 HAL), das OVG Nordrhein-Westfalen (9 A 41 45/94) und auch das OVG Saar-
land (1 A 43/07) davon auszugehen scheinen, dass unabhangig von der Zweckbe-
stimmung der Einrichtung und des gesetzlichen Aufgabenbereichs des Einrichtungs-
tragers alle an eine Einrichtung zur Niederschlagswasserbeseitigung tatséchlich ange-
schlossenen oder in sie entwéssernden Grundstiicke diese Einrichtung gebtihren-
pflichtig in Anspruch nehmen und eine Geblihrenschuldnerschaft besteht, scheint das
OVG LSA in seiner vorgenannten Entscheidung vieimehr davon auszugehen, dass die
Gemeinden und damit die Zweckverbande mit einer &ffentlichen Einrichtung grund-
séatzlich nur eine in ihren Wirkungskreis fallende Aufgabe erfiillen diirfen, so dass sich
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jedenfalls die Widmung der Einrichtung im Rahmen des Aufgabenbereichs der Kér-
perschaft halten muss und eine Benutzungsgebiihrenpflicht auch nur fiir eine in die-
sem Rahmen erbrachte Aufgabenerfillung bestehen kann.

So kommt das OVG dann woh! auch zu dem Ergebnis, dass die Entwésserung des
Niederschlagswassers von Grundstiicken, bei denen der Grundstlickseigentiimer
selbst nach den wasserrechtlichen Vorschriften beseitigungspflichtig ist, nicht zu den
offentlichen Aufgaben der Gemeinden und Zweckverbande gehére,

Insoweit kénnte in Frage stehen, ob § 8 Abs. 1 KVG LSA als Satzungsermachtigung
fir diese freiwillige Aufgabe einschlégig ist. Dies kénnte nur dann der Fall sein, wenn
man hier nicht auf die Aufgabe der NiederschIagswasserbeseitigung abstellt sondern —-
wie dies auch § 11 Abs. 2 KVG LSA anspricht - auf die Regelung der Inanspruchnah-
me der im Eigentum des Verbandes stehenden Sffentlichen Einrichtung.

Da die Gebiihrenerhebung gegeniiber der Entgeltabrechnung zu bevorzugen wire,
darf insoweit noch einmal um einen rechtlichen Hinweis gebeten werden, dass und
warum in diesen Féllen § 8 Abs. 1 KVG LSA gleichwonhl als Ermachtigungsgrundlage
fur eine entsprechende Satzungsregelung herangezogen werden kann.

Mit freundlichen GriiRen

Andreas Beyer

Anlage: OVG LSA 4L 231/11
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Wasser- und Abwasserzweckverband Unsere Nachricht vom:
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Herrn Verbandsgeschaftsflhrer Beyer Name: FrauAediner

Am Schitz 2 Organisationseinheit 10 Stabsstelle Kormmunalaufsicht
39418 StaRfurt Ot Bemburg (Saake)
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Datum:  27.06.2018

Freiwillige Anschliisse im Bereich der NiederschIagswasserbeseitigung
Hier: Thre Anfrage vom 23.05.2018

Sehr geehrter Herr Beyer,

in der o. g. Angelegenheit (ibersende ich lhnen die Verfligung des Landesverwaltungsamtes vom
21.06.2018 zur Beantwortung !hrer Anfrage vom 23.05.2018 zur Kenntnisnahme und weiteren
Veranlassung.

Mit freundlichen GriiRen
A
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Freiwillige Anschliisse im Bereich der Niederschlagswasserbe&eitigung

Hatle, L1, 0G . LA &

. . . . lhr Zeichen:

Ich nehme Bezug auf die mit Bericht des Salzlandkreises vom 11.08.2018

Mein Zeichen;

ibergebene Anfrage des Wasser- und Abwasserzweckverbandes Bode-
Wipper vom 23.05.2018.

Die vom Zweckverband in seiner Anfrage vom 23.05.2018 angesprochene
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichtes des Landes Sachsen-Anhalt
vom 28.05.2013, Az.: 4 L 231/11, wurde bei der ergdnzenden Rundverfi-
gung vom 13.04.2018, Az.: 206.7.4-RdVerfg 6/1028, beriicksichtigt.

Das o.g. Urteil problematisiert u.a., ob eine Gemeinde und damit ein Zweck-
verband mit einer &ffentlichen Einrichtung grundsatzlich nur eine in ihren
Wirkungskreis fallende Aufgabe erfilllen darf und damit auch eine Benut-
zungsgebdihrenpflicht nur fir eine in diesem Rahmen erbrachte Aufgabener-
fullung bestehen kann. Fir das Gericht spricht {iberwiegendes dafiir, dass
die Entwasserung des Niederschlagswassers von Grundstiicken, bei denen
der Grundstiickseigentimer selbst beseitigungspflichtig ist, nicht zu den &f-
fentlichen Aufgaben der Gemeinden und Zweckverbénde gehort. Eine kon-
krete Entscheidung zu dieser Thematik wurde mit dem Urteil vom 28.05.2013
allerdings nicht getroffen.

Das Landesverwaltungsamt vertritt hierzu folgende Rechtsauffassung.

§ 79b WG LSA regelt die Zustandigkeit bei der Niederschlagswasserbeseiti-
gung. Sofern die Grundstiickseigentimer anstelle der Gemeinde zur Nieder-
schiagswasserbeseitigung verpflichtet sind, ist die Niederschlagswasserbe-
seitigung keine gesetzlich zugewiesene Aufgabe der Gemeinde.

206.7.4-05122
Bearbeitet von:
Frau Bennwitz-Ahmdt

kathrin.bennwitz-ahradt@
vwa.sachsen-anhatlt.de

Tel.: (0345) 514- 1448
Fax: {0345) 514- 1414

Hauptsitz:
Ernst-Kamieth-Stralte 2
06112 Halle (Saale}

Tel.: {0345) 514-0

Fax: (0345) 514-1444
Poststelle@
hwa.sachsen-anhalt.de

Internet:
www.landesverwaltungsamt.
sachsen-anhalt.de

E-Mail-Adresse nur fiir
formlose Mitteilungen
ohne elektronische Signatur
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Deutsche Bundesbank
Filiale Magdeburg
BLZ 810 000 00
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Allerdings kann die Gemeinde diese Aufgabe freiwillig erledigen, wenn der Grundstlickseigenti-
mer die &ffentliche Niederschlagswasserbeseitigungsanlage mit nutzt. Der Grundstlckseigenti-
mer bedient sich dann zur Erfullung seiner Pflicht sines Dritten. in diesen Fallen hat die Gemeinde
ginen Anspruch auf Erstattung ihrer Kosten firr die Mitbenutzung der sffentlichen Niederschiags-
wasserbeseitigungsanlage. Diese Kostenerstattung kann durch eine Gebihrenerhebung oder
durch ein privatrechtliches Entgeit erfolgen,

Die rechtmé&Rige Erhebung von Gebiihren setzt eine wirksame Satzung nach § 2 Abs.1 KAG-LSA
voraus. Die Befugnis zum Erlass von Satzungen ergibt sich aus § 8 Abs.1 KVG LSA. Danach
kénnen Kommunen ihre eigenen Angelegenheiten durch Satzung regeln. § 8 Abs.1 Satz 1 KVG-
LSA spricht nicht von Aufgaben des eigenen Wirkungskreises sondern nur von eigenen Angele-
genheiten. Die Beseitigung des Niederschlagswassers durch die Gemeinde bej einer fehienden
Niederschlagswasserbeseitigungspﬂicht stellt eine freiwillige Aufgabe der Gemeinde dar. Diese
freiwillige Aufgabe ist zwar keine gesetzlich zugewiesene Aufgabe, sie ist aber sine eigene Ange-
legenheit der Gemeinde. Die Gemeinde hat nach § 8 Abs.1 Satz 1 KVG-LSA fir diese Aufgabe
auch die Satzungsbefugnis.

Ich verweise im Weiteren auf meine hierzu gemachten Ausfihrungen in der Dienstberatung mit
den Unteren Kommunalaufsichtsbehérden am 21 .03.2018.
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Das Urteil 9 A 347/13 MD — Anschluss
und Benutzungszwang fur ALLE ?
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Lentgegen der Auffassung des Klagers (AZV i.A.) sind die Kosten jedoch
nicht ins Verhaltnis zu allen anschliel3baren Flachen zu setzen, auf die sich
die jewelilige Anlage deshalb erstreckt, weil dem Klager nach seinem
eigenen Vorbringen fur diese Grundstlicke die Aufgabe der
Niederschlagswassersbeseitigung obliegt. ...

... Der Aquivalenzgrundsatz gebietet es, dass die Gebiihren nicht in einem
krassen Missverhaltnis zu dem dadurch gebotenen Vorteil entstehen durfen.
Daraus folgt, dass im Falle des Ansatzes der Kosten einer Gesamtanlage
diese deshalb ins Verhaltnis zu allen anschliel3baren Grundsttcksflachen
gesetzt werden, da davon auszugehen ist, dass die Kosten fir all diese
Grundstlicke und nicht nur fur die tatsachlich angeschlossenen Grundstiicke
aufgewandt werden (Vollflachenansatz).

De facto Anschluss- und Benutzungszwang fur die Gebiete, wo der
Verband zustandig ist ??7?
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Versickerung moglich
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Objekt: AZV Bodeniederung - Versickerungsgutachten
Darstellung: Versickerungs potenzial
Ort: Egeln d
; ohne
Auftraggeber: Bearb.: Aufte-Nr.: Datum: Anlagen-Nr.:
| Azv Bodeniederung Schoz | gaas | 102013 | 5.2
Buchholz + Partner GmbH
Biro fir L L Altlasten, L und
Am Oberen Anger 9 04435 Schkeuditz Tel./Fax: (034207) 6430/64310
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1. Schritt — Erhéhung der Einleitflache durch Kontrolle von
~Schwarzeinleitern — Analoq Info zur VV 25.03.2015

- Hecklingen, Grol3 Bornecke, Schneidlingen bereits 2015/2016
abgeschlossen

- Durch Kontrolle im Zusammenhang mit Wasserverlusten in
Hecklingen/Gansefurth bisher 80 T€ nachveranlagt, weitere
,ochwarzeinleiter® wahrscheinlich (Uberwiegend Gewerbe)

- Kontrolle der indirekten (mittelbare) Einleiter —
Inaugenscheinnahme

- Kontrolle der direkten Einleiter — Ausnebeln

- Zeitraum 2018 - 2019
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2. Schritt = Erhohung der Einleitflache durch Anschluss der
Grundstiucke, die aufgrund des Grades der Versiegelung
nicht versickern kdnnen

Prufung in allen Mitgliedsorten erforderlich

Beginn in den am dichtesten besiedelten Gebieten

Beginn in den am hdchsten versiegelten Gebieten

Prufung, ob ein angemessenes Verhaltnis zwischen dem Grad
der Versiegelung und moglichen Ableitungsflachen besteht
Durchsetzung der Anschlusspflicht

- Zeitraum 2019 - 2023
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3. Schritt = Erhdhung der Einleitflache durch Anschluss der
Grundstucke in den ,.,roten Gebieten* mit geringem
Versiegelungsgrad

- Priufung in allen Mitgliedsorten erforderlich
- Grundsatzlich darf kein Grundstuck in den ,roten” Gebieten
versickern

ABER:

- Funktioniert es in der Praxis ?
- Kann Grundsttckseigentimer fur sein Grundstick im
Einzelfall den Gegenbeweis erbringen ? Wenn ja, wie ?

- Zeltraum 2024 - 2034
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Welche Voraussetzungen sind zu schaffen ?

- Uberarbeitung des NSW-Beseitigungskonzeptes

- Beschluss und Anzeige des Konzeptes bei der UWB

- Prifung, wie mit den Gebieten umzugehen ist, in denen keine
ausreichend dimensionierte NSW-Beseitigungsanlage vorhanden ist

- Priufung, wie mit den Gebieten umzugehen ist, in denen gar keine
NSW-Beseitigungsanlage vorhanden ist

Fragen Uber Fragen ???!!l

- Baut der WAZV bei grundhaften Straldenausbau im ,vorauseilenden
Gehorsam” eine NSW-Beseitigungsanlage ?

- Wer tragt die Kosten bzw. in welcher Form erfolgt die
Kostenbeteiligung der Grundstlcke (Gebihren/NSW-Beitrage) ?

- Werden dann ALLE Grundstucke an die ,neue® NSW-
Beseitigungsanlage angeschlossen ?
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Aufmerksamkeit !

Vielen Dank fur lhre @ \
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Landesrecht Sachsen-Anhalt

Vorschrift
Normgeber: Ministerium flr Landwirtschaft Quelle: ]
und Umwelt "3'
Aktenzeichen: 21-62629
Erlassdatum: 27.05.2013 Gliede- 7536
Fassung vom: 27.05.2013 rungs-Nr:
Glltig ab: 16.07.2013 Fundstelle:  MBI. LSA. 2013, 340

Niederschlagswasserbeseitigung im Hinblick auf Ande-
rungen des Wassergesetzes fiir das Land Sachsen-Anhalt

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

1. Das Niederschlagswasserbeseitigungskonzept (§ 79 Abs. 4 WG LSA)
2. Die Anordnung des Anschluss- und Benutzungszwangs fir Niederschlagswasser (§ 79b Abs. 1
WG LSA)
2.1 § 79b Abs. 1 Satz 1 erste Alternative WG LSA
2.2 § 79b Abs. 1 Satz 1 zweite Alternative WG LSA
3. Bestandsschutz fiir private Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen (§ 79b Abs. 1 Satz 2 WG
LSA)
4. Entwasserungspflicht nach anderen Vorschriften (§ 79b Abs. 2 WG LSA)
5. Anweisung der nachgeordneten Behdden
6. Inkrafttreten

7536

Niederschlagswasserbeseitigung im Hinblick auf Ande-
rungen des Wassergesetzes fiir das Land Sachsen-Anhalt

RdErl. des MLU vom 27.5.2013 - 21-62629
- Im Einvernehmen mit dem M| und MLV -

Fundstelle: MBI. LSA 2013, S. 340

Am 1.4.2013 ist eine umfangreiche Anderung des Wassergesetzes fiir das Land Sachsen-Anhalt
(WG LSA) in Kraft getreten. Hierbei werden auch die Aufgabe der Niederschlagswasserbeseitigung und
die damit zusammen hangenden Zustandigkeiten neu gefasst.

1. Das Niederschlagswasserbeseitigungskonzept (§ 79 Abs. 4 WG LSA)

Gemals § 79 Abs. 1 WG LSA stellen die Gemeinden bis zum 1.4.2014 fur ihr gesamtes Gebiet schriftlich
in getrennten Konzepten dar, wie das im Gebiet anfallende Schmutz- und Niederschlagswasser beseitigt
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wird. Beide Konzepte kdnnen in einem Dokument dargestellt werden. Liegt die Genehmigung der bishe-
rigen Konzepte weniger als drei Jahre zu der in Satz 1 genannten Frist zurlck, sind die Konzepte bis zum
1.1.2016 aufzustellen.

Sind das Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigungskonzept in einem Dokument zusammengefasst
und wird das Dokument der zustandigen Wasserbehdrde zur Genehmigung vorgelegt, erstreckt sich die
Genehmigung nur auf das Schmutzwasserbeseitigungskonzept.

Das Niederschlagswasserbeseitigungskonzept ist der zustandigen Wasserbehérde anzuzeigen. § 79
Abs. 3 Satz 4 und 5 Halbsatz 1 WG LSA findet entsprechende Anwendung. Dies bedeutet, dass die in
Absatz 3 Satz 4 genannte Frist mit der Anzeige des Niederschlagswasserbeseitigungskonzeptes be-
ginnt. Die Wasserbehdrde kann eine Anzeigebestatigung mit Hinweisen erstellen. Entspricht das Nieder-
schlagswasserbeseitigungskonzept nicht den gesetzlichen Anforderungen, unterrichtet die zustandige
Wasserbehorde die flr die 6ffentlich-rechtliche abwasserbeseitigungspflichtige Kdrperschaft zustandige
Kommunalaufsichtsbehérde.

Nach § 79 Abs. 4 Satze 1 und 2 WG LSA erldutert das Niederschlagswasserbeseitigungskonzept, wie in
dem Gemeindegebiet das Niederschlagswasser aus dem Bereich von bebauten oder befestigten FIa-
chen beseitigt wird. In dem Konzept sind die vorhandenen und geplanten 6ffentlichen Anlagen der Nie-
derschlagswasserbeseitigung sowie die Teile des Gemeindegebiets anzugeben, die gegenwartig an ei-
ne 6ffentliche Einrichtung angeschlossen sind oder zukunftig an eine solche Einrichtung angeschlossen
werden sollen. Dabei kommt der Vorschrift insbesondere flir geplante Anschlisse maRgebliche Bedeu-
tung zu, wenn der Anschluss- und Benutzungszwang angeordnet werden soll.

§ 79 Abs. 4 Satz 3 WG LSA bestimmt, dass Niederschlagswasser in geeigneten Fallen ortsnah versickert,
verrieselt oder direkt in ein Gewasser eingeleitet werden soll. Sollen Teile des Gemeindegebietes zu-
klinftig an eine &ffentliche Einrichtung angeschlossen werden, hat die Gemeinde nach § 79 Abs. 4 Satz
4 WG LSA bei der Aufstellung des Niederschlagswasserbeseitigungskonzeptes zunachst die Mdglichkeit
der ortsnahen Beseitigung von Niederschlagswasser zu prufen.

Die Satze 3 und 4 haben im parlamentarischen Verfahren Eingang in das Gesetz gefunden. Satz 3 wie-
derholt die in § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) normierten prioritaren und gleichrangigen Va-
rianten der Niederschlagswasserbeseitigung der Versickerung, Verrieselung oder Fortleitung im Trenn-
system. Satz 4 tragt dem Umstand Rechnung, dass in der Praxis die grundstiicksnahe Versickerung der
Regelfall und zumeist auch die wirtschaftlich sinnvollste Variante der Niederschlagswasserbeseitigung
ist. Die Erganzung soll klarstellen, dass es wasserwirtschaftlich in der Regel zweckmaRig ist, das Nieder-
schlagswasser vor Ort dem Wasserhaushalt zuzufluhren. Soweit eine Versickerung des Niederschlags-
wassers moglich ist, wird eine Abflussverscharfung in oberirdischen Gewassern vermieden. Die Priifung
der ortsnahen Beseitigung ist im Erlauterungsbericht des Niederschlagswasserbeseitigungskonzeptes
formlos zu dokumentieren. Sie ist nicht grundstiicksbezogen vorzunehmen, sondern bezieht sich auf die
in § 79 Abs. 4 Satz 2 benannten ,Teile des Gemeindegebietes”.

Da § 79b Abs. 1 WG LSA auch im Vergleich zu § 78 Abs. 3 Nr. 1 WG LSA (in seiner am 31.3.2013 gelten-
den Fassung) an der grundsatzlichen und umfassenden Beseitigungspflicht des Grundstickseigentu-
mers flr das auf seinem Grundstiick anfallende Niederschlagswasser festhalt und das Niederschlags-
wasserbeseitigungskonzept Grundlage fur die Abgrenzung der éffentlichen Beseitigungspflicht der ab-
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wasserbeseitigungspflichtigen Kérperschaft von der ,privatrechtlichen” Niederschlagswasserbeseiti-
gungspflicht des Grundstlckseigentimers ist (OVG Magdeburg, Beschluss vom 28.11.2006, Az.: 4 L
384/06, zitiert nach juris Rn. 4) ist, geht auch § 79 Abs. 4 WG LSA vom Grundsatz der Niederschlagswas-
serbeseitigungspflicht des Grundsttckseigentimers aus. Insofern bedarf die Pflicht zur Einleitung von
Niederschlagswasser in eine 6ffentliche Entwasserungsanlage - auch wegen der Mdglichkeit der Durch-
setzung des Anschluss- und Benutzungszwangs gegen den Willen der betroffenen Grundstuckseigentu-
mer - einer besonderen Rechtfertigung (OVG Magdeburg, Urteil vom 29.9.2010, Az.: 4 L 101/10, zitiert
nach juris Rn. 40; OVG Magdeburg, Urteil vom 27.3.2012, Az.: 4 L 233/09, zitiert nach juris Rn. 45).

Diese besondere Rechtfertigung ist im Erlauterungsbericht des Niederschlagswasserbeseitigungskon-
zeptes fir die , Teile des Gemeindegebiets” im Sinne des § 79 Abs. 4 Satz 2 WG LSA zu dokumentie-
ren. ,Besonders” ist die Rechtfertigung eines Anschlusses von Teilen des Gemeindegebietes an eine 6f-
fentliche Niederschlagswasserbeseitigungsanlage dann, wenn der Grund fur die Anschlussnotwendig-
keit Gber einseitige privatnitzige oder kommunalfiskalische Interessen hinausgeht. Dies ist zum Beispiel
dann der Fall, wenn sich die Anschlussnotwendigkeit aus Ubergeordneten wasserwirtschaftlichen Grun-
den ergibt. Hierunter fallen Vorhaben zur Betriebsoptimierung - wie etwa das Spilen der Kanalisation
mittels Niederschlagswasser - nicht.

Dementsprechend ist der Begriff , Teile des Gemeindegebietes” weit zu fassen. Der Begriff ist losge-
I6st von einer einzelfallbezogenen Grundsticksbetrachtung und im Lichte der ortsspezifischen, topogra-
fischen Verhaltnisse, der drtlichen geologischen und hydrogeologischen Bodeneigenschaften und des
Vorhandenseins versickerungsfahiger Boden und Grundsticksverhaltnisse zu sehen. Dabei obliegt es
der abwasserbeseitigungspflichtigen &ffentlich-rechtlichen Kérperschaft den Sachverhalt fur den jeweili-
gen Teil des Gemeindegebiets so zu ermitteln, dass sie im Niederschlagswasserbeseitigungskonzept ei-
ne zuverlassige Aussage darlber treffen kann, ob und gegebenenfalls inwieweit im Entsorgungsgebiet
nicht versickerungsfahige Boden vorhanden sind (OVG Magdeburg, Urteil 4 L 101/10, a. a. O. Rn. 43;
OVG Magdeburg, Urteil 4 L 233/09, a. a. O. Rn. 46) oder ob sonst die geordnete Niederschlagswasserbe-
seitigung gefahrdet ist (z. B. bei nahezu vollstandiger Flachenversiegelung).

2. Die Anordnung des Anschluss- und Benutzungszwangs fiir Niederschlagswasser (§ 79b
Abs. 1 WG LSA)

Nach § 79b Abs. 1 Satz 1 WG LSA ist zur Beseitigung des Niederschlagswassers anstelle der Gemeinde
der Grundstuckseigentumer verpflichtet, soweit nicht die Gemeinde den Anschluss an eine 6ffentliche

Abwasseranlage und deren Benutzung vorschreibt oder ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um
eine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit zu verhiten.

Die Neuregelung stellt klar, dass die Gemeinde oder die jeweils abwasserbeseitigungspflichtige 6ffent-
lich-rechtliche Kérperschaft in der Pflicht ist, tatig zu werden, soweit ein gesammeltes Fortleiten erfor-
derlich ist, um eine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit zu verhaten (zweite Alternative).
Nach § 78 Abs. 3 Nr. 1 WG LSA (in seiner am 31.3.2013 geltenden Fassung) stand die Entscheidung dar-
Uber, ob fir Teile des Gemeindegebiets der Anschluss- und Benutzungszwang ausgeubt werden soll
oder nicht, im Organisationsermessen der abwasserbeseitigungspflichtigen Kérperschaft. § 79b Abs. 1
Satz 1 WG LSA regelt mithin eine nach § 56 Satz 1 und 2 WHG vorgebene hinreichend konkrete Abgren-
zung der zur Abwasserbeseitigung verpflichteten Personen. Die umfassende Beseitigungspflicht des
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Grundstiickseigentimers findet im Hinblick auf ihre Erflllbarkeit ihre Grenze, wenn die Herstellung ei-
ner geordneten Niederschlagswasserbeseitigung dem Einflussbereich des jeweiligen Grundstickseigen-
tumers entzogen ist, weil die Pflicht nur durch kollektive, grundstiicksiibergreifende MaBnahmen sicher-
gestellt werden kann.

Abweichend von der Pflichtigkeit des Grundstiickseigentiimers kann die abwasserbeseitigungspflichtige
offentlich-rechtliche Kdérperschaft nach § 79b Abs. 1 Satz 1 WG LSA die Beseitigung des Niederschlags-
wassers ganz oder teilweise dann an sich ziehen, wenn

a) sie den Anschluss an eine 6ffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung vorschreibt oder

b)  ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit
zu verhditen.

Damit wurden wieder zwei Alternativen in das WG LSA aufgenommen, unter denen nicht die Grund-
stlckseigentimer, sondern die abwasserbeseitigungspflichtigen juristischen Personen des 6ffentlichen
Rechts flir die Aufgabe der Niederschlagswasserbeseitigung zustandig sind.

2.1 §79b Abs. 1 Satz 1 erste Alternative WG LSA

Die erste Alternative betrifft die Anordnung eines Anschluss- und Benutzungszwanges unter der spezial-
gesetzlichen Voraussetzung des § 8 Nr. 2 Satz 1 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO
LSA). Danach kann die Gemeinde im eigenen Wirkungskreis durch Satzung insbesondere fur die Grund-
stlicke ihres Gebietes den Anschluss an Wasserleitung, Kanalisation, Stralenreinigung, Fernwarmever-
sorgung und dhnliche der Gesundheit der Bevdlkerung dienende Einrichtungen (Anschlusszwang) und
die Benutzung dieser Einrichtungen, der 6ffentlichen Begrabnisplatze, Bestattungseinrichtungen und
Schlachthéfe (Benutzungszwang) vorschreiben, wenn sie ein dringendes 6ffentliches BedUrfnis dafur
feststellt.

Ob ein solches dringendes 6ffentliches Bedurfnis tatsachlich besteht, obliegt der Einschatzung der ab-
wasserbeseitigungspflichtigen Kérperschaft und ist einer gerichtlichen Uberprifung nur begrenzt zu-
ganglich (OVG Magdeburg Beschluss vom 28.5.2003, Az.: 1 M 519/02, zitiert nach juris; OVG Magdeburg
Beschluss vom 27.5.2004, AZ.: 1 L 117/02, zitiert nach juris Rn. 7). Der gerichtlichen Beurteilung unter-
liegt nur die Frage, ob die Kérperschaft bei der Feststellung des dringenden 6ffentlichen Bedurfnisses
nach den vorgegebenen drtlichen Verhaltnissen den Sinn und Zweck der Ermachtigung verkannt hat
und die generelle Anordnung des Zwanges unverhaltnismaRig erscheint.

Dies bedeutet, dass die anordnende Behdrde ein solches Erfordernis feststellen muss und vernlinftige
Grunde des Gemeinwohls die Anordnung eines Anschluss- und Benutzungszwanges erforderlich ma-
chen. Der Anschlusszwang ist die grundsticksbezogene Verpflichtung, Handlungen am Grundstuck zu
dulden oder selbst vorzunehmen. Der Benutzungszwang ist dagegen die personenbezogene Verpflich-
tung, die 6ffentliche Einrichtung auch tatsachlich zu benutzen. Angesichts der Tatsache, dass die Anord-
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nung eines Anschluss- und Benutzungszwangs Eigentumsrechte des Grundstlickseigentimers nach Ar-
tikel 14 Grundgesetz tangiert (Sozialbindung des Eigentums), sind die Anforderungen fir das dringen-
de offentliche Bedirfnis, Grundstiicke an eine 6ffentliche Niederschlagswasserbeseitigungsanlage anzu-
schlielen, hoch anzusetzen.

Der Anschluss- und Benutzungszwang ist immer dann gerechtfertigt, wenn Leben und Gesundheit der
Bevolkerung vor Gefahren geschatzt werden muissen, z. B. vor Grundwasserkontamination oder Krank-

heiten (Klang/Gundlach/Kirchmer, Gemeindeordnung Sachsen-Anhalt, Kommentar ' § 8, Rn. 5; Lib-

king/Beck, Gemeindeordnung flir das Land Sachsen-Anhalt, Kommentar? § 8 Rn. 14). § 8 Nr. 2 Satz 1
GO LSA setzt voraus, dass die 6ffentlichen Einrichtungen, bei denen der Anschluss- und Benutzungs-
zwang ausgeubt werden soll, der Gesundheit der Bevélkerung dienen mussen. Dies ist bei der Nieder-
schlagswasserbeseitigung nur dann der Fall, wenn es sich um verschmutztes Niederschlagswasser han-
delt. Somit ist nach § 79b Abs. 1 Satz 1 erste Alternative WG LSA in Verbindung mit § 8 Nr. 2 Satz 1 GO
LSA ein dringendes 6ffentliches Bedurfnis dann nicht gegeben, wenn der Anschluss- und Benutzungs-
zwang auf Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und Rentabilitat einer 6ffentlichen Einrichtung beruht,
mithin von fiskalischen Interessen gelenkt ist (Klang/Gundlach/Kirchmer, Gemeindeordnung Sachsen-
Anhalt, Kommentar, § 8 Rn. 5; OVG Magdeburg, Beschluss vom 5.11.2001, Az.: 1 L 374/01).

2.2 §79b Abs. 1 Satz 1 zweite Alternative WG LSA

§ 79b Abs. 1 Satz 1 zweite Alternative WG LSA regelt den Fall, in dem die zur Abwasserbeseitigung ver-
pflichtete juristische Person keinen Anschluss- und Benutzungszwang angeordnet hat, ein gesammel-
tes Fortleiten aber erforderlich ist, um eine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit zu verhin-
dern. Hiermit wird sichergestellt, dass, wenn der Grundstlckseigentimer keine Méglichkeit der ortsna-
hen Versickerung hat, die Gemeinde unmittelbar zustandig wird.

Nach der bis zum 31.3.2013 bestehenden Rechtslage war die Anordnung des Anschluss- und Benut-
zungszwangs ausschlieBlich von der Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit abhangig. Denn ge-
mals § 78 Abs. 3 Nr. 1 WG LSA (in seiner am 31.3.2013 geltenden Fassung) war der Grundstickseigentu-
mer zur Beseitigung des Niederschlagswassers anstelle der Gemeinde verpflichtet, soweit nicht die Ge-
meinde den Anschluss an eine offentliche Abwasseranlage und deren Benutzung vorschreibt, weil ein
gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeintrachtigung der Allgemeinheit zu verhiten.

Von einer Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit ist auszugehen, wenn zu beflrchten ist, dass
ohne das gesammelte Ableiten hdhere Sachschaden oder sogar Personenschaden entstehen.

Die Rechtsanderung bezweckt auch bei Vorliegen anderer 6ffentlicher Belange den Anschluss an eine
6ffentliche Anlage zur Niederschlagswasserbeseitigung vorzusehen (z. B. Schutz von Privatgrundst-
cken oder o6ffentlicher Platze und Stralsen vor einem Zufluss des Niederschlagswassers von benachbar-
ten Fldchen oder von niederschlagswasserbedingten hohen Grundwasserstanden).

Abwasserbeseitigungsanlagen, die vor Inkrafttreten der Anderung des WG LSA am 1.9.2003 (Artikel 11
des Zweiten Investitionserleichterungsgesetzes) hergestellt und darauf ausgelegt wurden, auch das
auf offentlichen StraBen, Wege und Platzen sowie das auf sonstigen versiegelten oder teilversiegelten
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privaten oder &ffentlichen Grundstiicken anfallende Niederschlagswasser mit aufzunehmen, sind nicht

mehr im Hinblick auf die bis zum 31.8.2003 bestehenden Rechtslage privilegiert (OVG Magdeburg, Ur-

teil 4 L 233/09, a. a. 0., Rn. 34). Der Umstand allein, dass mdgliche Netzentbindungen seit dem Inkraft-
treten der Anderung des WG LSA am 1.9.2003 einen rentablen und reibungslosen technischen Betrieb

der Anlagen gefahrden, reicht nicht aus, um eine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit zu be-
grinden. Fiskalische Grinde kénnen aus diesem Grund nicht fur die Begrindung eines Anschluss- und

Benutzungszwanges herangezogen werden (OVG Magdeburg, Urteil vom 27.3.2012, a. a. O., Rn. 45).

Die Einflhrung eines Anschluss- und Benutzungszwangs fur eine 6ffentliche Entwasserungseinrichtung
fur zu beseitigendes Niederschlagswasser verlangt vielmehr im Rahmen der Bindung an Griinde des of-
fentlichen Wohls regelmaRig eine besondere wasserwirtschaftliche Rechtfertigung. Als solche Griinde
kdnnen etwa in Betracht kommen:

a) besondere Verhaltnisse des Untergrunds,

b) die Lage in stadtischen Verdichtungsbereichen,

¢) der Schutz des Grundwassers oder

d)  Schutz dffentlicher Infrastruktur oder baulicher Anlagen vor niederschlagswasserbedingtem

Grundwasseranstieg.

Eine in diesem Sinne anzunehmende Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit ist in der Regel
dann gegeben, wenn der Allgemeinheit dadurch Nachteile entstehen, dass Niederschlagswasser nicht
schadlos auf dem Grundstlck beseitigt werden kann und deshalb auf von der Allgemeinheit genutzte
Fldchen oder private Nachbargrundstiicke gelangt oder aufgrund topographischer Gegebenheiten un-
kontrolliert ablauft. Insoweit werden die Moglichkeiten der Anordnung eines Anschluss- und Benutzungs-
zwangs oder die Pflicht zur Eigenentsorgung des Niederschlagswassers durch den Grundstuckseigentu-
mer maRgeblich davon bestimmt, ob die Grundstiicks- und Bodenverhaltnisse eine Beseitigung des Nie-
derschlagswassers zulassen (OVG Magdeburg, Urteil 4 L 101/10, a. a. O., Rn. 41; OVG Magdeburg, Ur-
teil 4 L 233/09, a. a. O., Rn. 45). Darlber hinaus lasst der Regelungsvorschlag eine konzeptionelle Wei-
terentwicklung einer geordneten Niederschlagswasserbeseitigung in kritischen Bereichen zu, die auch
in der Lage ist, weitere ,,unerwiinschte” Wasserquellen mit abzuleiten, die teilweise zu erheblichen Ver-
nassungserscheinungen gefuhrt haben.

3. Bestandsschutz fir private Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen (§ 79b Abs. 1
Satz 2 WG LSA)

Nach § 79b Abs. 1 Satz 2 WG LSA sind die Eigentimer von privaten Niederschlagswasserbeseitigungs-
anlagen vom Anschluss- und Benutzungszwang nach Satz 1 befreit, wenn das Niederschlagswasser
schadlos beseitigt wurde und der Befreiung wasserwirtschaftliche Grinde nicht entgegenstehen. Die
Befreiungsvorschrift hat im parlamentarischen Verfahren Eingang in das Gesetz gefunden. Es handelt
sich dabei um eine Bestandsschutzregelung fur nicht-6ffentliche Niederschlagswasserbeseitigungsanla-
gen. Nicht-6ffentlich ist eine Anlage dann, wenn sie nicht durch die abwasserbeseitigungspflichtige 6f-
fentlich-rechtliche Kérperschaft als 6ffentliche Einrichtung in der Abwasserbeseitigungssatzung gewid-
met wurde. Der Begriff ist weit zu fassen. Die Vermutung, dass das auf dem Grundstuck anfallende Nie-
derschlagswasser schadlos beseitigt wird, besteht von Gesetzes wegen. Die Beweislast fur die gegentei-
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lige Annahme liegt bei der abwasserbeseitigungspflichtigen &ffentlich-rechtlichen Kérperschaft. Wasser-
wirtschaftliche Grinde stehen der Befreiung dann entgegen, wenn anhand konkreter Feststellungen vor
Ort die Beeintrachtigung privaten oder 6ffentlichen Eigentums eingetreten ist oder mit hinreichender Si-
cherheit bevorsteht und die maligeblich private Niederschlagswasserbeseitigungsanlage fur die Beein-
trachtigung zumindest mitursachlich ist. Nicht ausreichend ist die Feststellung, dass die private Nieder-
schlagswasserbeseitigungsanlage auf nicht oder teilweise nicht versickerungsfahigen Béden liegt.

4. Entwasserungspflicht nach anderen Vorschriften (§ 79b Abs. 2 WG LSA)

§ 79b Abs. 2 WG LSA regelt die Entwasserungspflicht der Verkehrsanlagen als immanenter Bestandteil
der Baulast zum Beispiel nach § 9 StraBengesetz fur das Land Sachsen-Anhalt (StrG LSA). In Ortsdurch-
fahrten mit geteilter Straenbaulast (§ 42 Abs. 5 StrG LSA sowie § 5 Abs. 3 BundesfernstraBengesetz -
FStrG -) sind Gehwege, Parkplatze und Fahrbahnteilflachen hinter einer seitlichen Begrenzung von er-
heblichen Uberbreiten von Ortsdurchfahrten (eigenstandige) Verkehrsanlagen in der Baulast der Ge-
meinde mit entsprechender Entwasserungspflicht.

Die Regelung soll klarstellen, dass die StraRenentwasserung fester Aufgabenbestandteil der StraRen-
baulast nach § 9 StrG LSA sowie § 3 Abs. 1 FStrG ist. StraBenentwasserungsanlagen gehdren nach § 2
Abs. 2 Nr. 1 StrG LSA sowie § 1 Abs. 4 Nr. 1 FStrG zum StralBenkdrper, dessen Unterhaltung seit jeher
Aufgabe des jeweiligen StraBenbaulasttragers ist. Die gegenteilige Entscheidung des OVG Magdeburg
(Beschluss vom 14.4.2009, Az.: 3 L 127/07, zitiert nach juris Rn. 9), wonach fiir die StraRenentwasse-
rung nach dem WG LSA eine wasserrechtliche Abwasserbeseitigungspflicht besteht, warf Refinanzie-
rungsprobleme der Unterhaltung auf und brachte Vollzugsschwierigkeiten bei der Anwendung des §
23 Abs. 5 StrG LSA fur die StraBen nach Landesstrafenrecht sowie Erklarungsprobleme in Bezug auf
Nummer 14 der Ortsdurchfahrtenrichtlinien > des BMVBS in Verbindung mit dem RdErl. des MLV vom
17.3.2009 (MBI. LSA S. 298) fur die StraRen in der Baulast des Bundes mit sich.

5. Anweisung der nachgeordneten Behoden

Die jeweils nachgeordneten Behdrden sind entsprechend zu informieren und anzuweisen.

6. Inkrafttreten

Dieser RdErl. tritt am Tag nach seiner Verdéffentlichung in Kraft.

An die
Obere Wasserbehorde,
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Obere Kommunalaufsichtsbehorde und
Kommunalen Spitzenverbande

FuBBnoten
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Muster/Entwurf einer bisher nicht unterzeichneten Vereinbarung
aber den Gemeinden als Vorschlag unterbreitet
Zuarbeit aus Arbeitskreis

Vereinbarung

zwischen

der Stadt

- Stadt -
und
dem Wasser- und Abwasserzweckverband

-WAZV -

Uber die
Bereitstellung und Entnahme von Loschwasser
aus dem leitungsgebundenen Wasserversorgungssystem
des Verbandes
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Muster/Entwurf einer bisher nicht unterzeichneten Vereinbarung
aber den Gemeinden als Vorschlag unterbreitet
Zuarbeit aus Arbeitskreis

Praambel

Der Stadt obliegt nach den 88 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 und 2 Nr. 1 und 21 Abs. 1 Satz 1 des Brand-
schutz- und Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen Anhalt (Brandschutzgesetz — BrschG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 07. Juni 2001 (GVBI. LSA S. 190), die pflichtige Selbst-
verwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, Manahmen zur Verhitung von Branden zu treffen
und eine ausreichende Loschwasserversorgung auf eigene Kosten sicherzustellen.

Der WAZV ist auf Grund seiner Verbandssatzung in der jeweils gultigen Fassung zur 6ffentli-
chen Wasserversorgung im gesamten Stadtgebiet mit eigenen Anlagen verpflichtet und berech-
tigt, zur Errichtung und zum Betrieb aller hierflr erforderlicher Anlagen die Verkehrsraume der
Stadt zu benutzen, soweit Rechte Dritter dieser Benutzung nicht entgegen stehen.

Da die der Stadt derzeit zur Verfigung stehenden Léschwasserbereitstellungskapazitaten au-
Rerhalb des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes des Verbandes zur Sicherstellung
der ausreichenden Ldschwasserversorgung nicht ausreichen, erklart sich der WAZV nach
MafRgabe der nachstehenden Bestimmungen dazu bereit, im Einzelfall bei Bedarf Losch-
wasser Uber das leitungsgebundene Wasserversorgungsnetz des WAZV zur Verfiigung
zu stellen. Aus den nachstehenden Bestimmungen dieser Vereinbarung lasst sich kein
Anspruch der Stadt auf die Bereitstellung von Léschwasser herstellen. Die Aufgabe des
WAZV zur o6ffentlichen Wasserversorgung nach MaRgabe der Trinkwasserversorgung
einschlielich der einschlagigen Gesetze, hat fir den WAZV stets Vorrang:

§1
Ermittlung des Loschwasserbedarfes und der entnahmeféahigen Léschwassermengen

(1) Die Stadt ermittelt auf eigene Kosten die erforderliche Léschwassermenge im Stadtgebiet
und stellt diese in der Loschwasserbedarfsanalyse dar; die aktuelle Fassung ist diesem Ver-
trag als Anlage 1 beigefiigt. Die Léschwasserbedarfsanalyse umfasst den Léschwasserbe-
darf, der zur Sicherstellung der Loschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG LSA
notwendig ist. Grundlage hierfiir sind die Anforderungen an den Grundschutz nach MaRga-
be des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von Loschwasser durch die 6ffentliche
Trinkwasserversorgung).

Der WAZV:

a) ermittelt erstmalig auf Basis der aktuellen Léschwasserbedarfsanalyse, des auch der
Stadt vorliegenden Gutachtens sowie der noch durchzufiihrenden Messungen im Trink-
wassernetz die aus dem vorhandenen Trinkwasserleitungsnetz enthahmefahigen Losch-
wassermengen nach MaRRgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 unter Berticksichtigung
der jederzeit fur die Gewahrleistung der Anschluss- und Versorgungspflicht der Trink-
wasserversorgung notwendigen Wassermengen,

b) prift auf Basis des DVGW-Arbeitsblattes W 405 sowie der Ergebnisse nach a) fir die in
der Loschwasserbedarfsanalyse dargestellten Flachen, zu welchem Anteil (m3/h) der
Léschwasserbedarf aus dem Trinkwassernetz gedeckt werden kann einschl. Ergebnis-
dokumentation,

c) legt fur alle Gebiete die Hydranten fest, die neben der Trinkwasserversorgung fur die
Loschwasserbereitstellung vorgehalten werden (,Loschwasserhydranten®), wobei die
Auswahl zum einen so erfolgen soll, dass die gleichzeitige Inanspruchnahme mehrerer
Hydranten zur Abdeckung des Léschwasserbedarfs auf maximal zwei Hydranten be-
schrénkt wird, zum anderen sicherstellen soll, dass der durch den Léschwasserhydranten
jeweils abgedeckte Bereich nicht von relevanten Hindernissen wie Gewassern und rele-
vanten Verkehrswegen gequert wird,

d) pruft diese Léschwasserhydranten auf ihre Leistungsfahigkeit einschl. Ergebnisdokumen-
tation,
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Muster/Entwurf einer bisher nicht unterzeichneten Vereinbarung
aber den Gemeinden als Vorschlag unterbreitet
Zuarbeit aus Arbeitskreis

e) erganzt die Loschwasserbedarfsanalyse um eine Darstellung der Loschwasserhydranten
einschlieRlich Darstellung des jeweils abgedeckten Bereiches mit Angabe des — vgl. ¢) —
Umfanges (m3/h) der Abdeckung (,L&schwasserbereitstellungsplan®, Muster s. Anlage 2)

f) legt der Stadt den Loschwasserbereitstellungsplan — ggf. abschnittsweise — vor und
kennzeichnet die Léschwasserhydranten gemaf Anlage 3.

Die vorgenannten Arbeiten zu a) bis 0 sind in Abstimmung mit der Stadt durchzufiihren
und binnen zwei Jahren nach Vertragsschluss abzuschlieRen. Der Loschwasserbereit-
stellungsplan wird mit Vorlage gemalf f) als Anlage 4 Vertragsbestandteil.

(2

~

Fur alle It. Loschwasserbedarfsanalyse relevanten Flachen, fur die It. Léschwasserbereit-
stellungsplan der Loschwasserbedarf nicht oder nicht vollstandig durch das Trinkwassernetz
abgedeckt wird, schlagt der WAZV im Rahmen des technisch sinnvoll Mdglichen Maf3nah-
men vor, um eine weitestgehende Abdeckung des Léschwasserbedarfs aus der 6ffentlichen
Trinkwasserversorgung zur Verfiigung zu stellen. Im Ubrigen obliegt es der Stadt, die feh-
lende Léschwassermenge bereitzustellen. Erganzungen oder Anderungen des vorhandenen
Trinkwassernetzes kann die Stadt nur verlangen, wenn diese fir die ¢ffentliche Trinkwas-
serversorgung insbesondere auch hygienisch unbedenklich und sonstige UnregelméaRigkei-
ten in der Trinkwasserlieferung ausgeschlossen sind und die Stadt alle damit verbundenen
Kosten tragt. Uber die Unbedenklichkeit entscheiden die Stadt und der WAZV gemeinsam
nach fachlichen Kriterien und vereinbaren fir den Fall der Uneinigkeit bereits an dieser Stel-
le, sich dem Urteil eines einvernehmlich beauftragten Gutachters zu unterwerfen; die Kosten
fur diesen Gutachter tragt die Stadt.

(3) Bei der Festlegung der entnahmeféhigen Loschwassermengen sind hygienische Beein-
trachtigungen der Beschaffenheit des vom WAZV zu liefernden Trinkwassers oder sonstige
UnregelmaRigkeiten in der Trinkwasserlieferung auszuschlieRen.

§2
Zukiinftige Anderungen

(1) Andern sich die Anforderungen an den Léschwasserbedarf, z.B. aufgrund von Anderungen
rechtlicher oder technischer Vorschriften bzw. Regelwerke oder auch aufgrund von Ande-
rungen der Bebauung, obliegt die Anpassung der Loschwasserbedarfsanalyse ausschliel3-
lich der Stadt. Die aktualisierte Loschwasserbedarfsanalyse wird auf schriftliches Verlangen
der Stadt mit dem Datum der dokumentierten Kenntnisnahme des WAZV Vertragsbestand-
teil und ersetzt die Vorversion; mit der Aktualisierung wird die Stadt eine Dokumentation
tiber die Anderungen vorlegen. Die diesbeziiglichen Kosten tragt die Stadt.

(2) Der WAZV wird in der Regel binnen drei Monaten nach Kenntnisnahme einer Anderung
gemaR Abs. 1 den Léschwasserbereitstellungsplan analog den in § 1 Abs. 1 getroffenen
Regelungen iiberarbeiten. Sofern die Uberarbeitung einen relevanten Umfang annimmt, der
binnen drei Monaten nicht zu bearbeiten ist, wird der WAZV dies der Stadt unter Angabe
des Fertigstellungstermins mitteilen. Die Uberarbeitete Fassung des Léschwasserbereitstel-
lungsplanes wird durch den WAZV der Stadt bekannt gegeben und wird mit Bekanntgabe in
Ersatz der alten Fassung Vertragsbestandteil.

@3

~

Beabsichtigt die Stadt die Errichtung neuer léschwasserrelevanter Gebiete oder werden sol-
che Gebiete in vertraglicher Vereinbarung mit der Stadt durch Dritte errichtet, wird die Stadt
im Rahmen der diesbeziglichen Planungen die Loéschwasserbedarfsanalyse sowie in enger
Abstimmung mit dem WAZV den Léschwasserbereitstellungsplan fur diese Gebiete auf ei-
gene Kosten oder auf Kosten Dritter erarbeiten.

4

~

Beabsichtigt der WAZV die Erneuerung oder Veranderung bestehender oder die Errichtung
neuer Anlagen der Trinkwasserversorgung, erstellt er die Planung alleine nach Mal3gabe ei-
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ner geordneten Trinkwasserversorgung. Im Rahmen dieser Planung ermittelt der WAZV die
mdglichen der Léschwasserentnahmemengen, prift, ob die ermittelte Menge gemanR aktuel-
ler Loschwasserbedarfsanalyse ausreichend ist, erarbeitet fir den Fall der nicht ausrei-
chenden Abdeckung des Léschwasserbedarfs in Abstimmung mit der Stadt eine fir die 6f-
fentliche Trinkwasserversorgung unbedenkliche Alternativiosung zur Absicherung des
Léschwasserbedarfs, der WAZV ermittelt deren Mehrkosten und teilt der Stadt die Ergeb-
nisse so rechtzeitig mit, dass die Stadt in der Lage ist, die etwaigen Ausgaben haushalts-
rechtlich korrekt zu planen. Die Stadt entscheidet unverziiglich nach Mitteilung tber die zu
realisierende Variante und tragt die aus der Absicherung der Loschwasserbreitstellung re-
sultierenden Mehrkosten. Bezuglich der Unbedenklichkeit der Varianten fir die &ffentliche
Trinkwasserversorgung gilt 8 1 Abs. 3. Die Dokumentation Uber die Loschwasserhydranten
und der Loschwasserbereitstellungsplan sind durch den WAZV entsprechend zu erganzen.
Die Uberarbeitete Fassung des Ldschwasserbereitstellungsplanes wird durch den WAZV
der Stadt bekannt gegeben und wird mit Bekanntgabe in Ersatz der alten Fassung Ver-
tragsbestanditeil.

Die Mehrkosten gemaR Abs. 4 Satz 3 rechnet der WAZV nach Fertigstellung des Bauvorha-
bens und Nachweis der benétigten Loschwassermenge mit dem mitgeteilten Betrag ab.

§3
Besondere Loschwasserversorgung

Die Stadt stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehorde im Zusammenwirken mit der zustandi-
gen Brandschutzdienststelle im Baugenehmigungsverfahren prift, ob im Einzelfall wegen
einer erhdhten Brand- oder Explosionsgefahr eine iber die ausreichende Léschwasserver-
sorgung geman § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG hinausgehende Ldschwasserversorgung erforder-
lich ist. Wird diese Anforderung festgestellt, ist die Verpflichtung des Eigentiimers, Besitzers
oder Nutzungsberechtigten fir diese besondere Léschwasserversorgung Sorge zu tragen,
durch eine brandschutzrechtliche Auflage zur Baugenehmigung auszusprechen.

Der WAZYV ist nicht verpflichtet, dem durch die Auflage beschwerten Eigentimer, Besitzer
oder sonstigen Nutzungsberechtigten die fir die besondere Loschwasserversorgung erfor-
derliche Loschwassermenge ganz oder teilweise vorzuhalten. Dies gilt auch gegentber
Grundstiicken und baulichen Einrichtungen der Stadt.

Vorstehender Abs. 2 gilt auch fur bereits bestehende bauliche Anlagen.

§4
Wartung und Instandhaltung der L6schwasserhydranten

Die Wartung der Lodschwasserhydranten einschlielich des i.d.R. jeweils zugeh&rigen
Schiebers erfolgt einschliellich der Hinweisschild- und Stralenkappenkontrolle gemafn
DVGW Arbeitsblatt W-392 vom Mai 2003, Tabelle 2, Nrn. 1, 2, 7 und 8, jedoch alle vier Jah-
re durch den WAZV. Wird fir einen Léschwasserhydranten festgestellt, dass er

a) technische Mangel aufweist oder
b) in seiner Leistungsfahigkeit unterhalb der erforderlichen Loschwassermenge liegt,

wird der WAZV unverziglich die Reparatur oder den Austausch einschlie3lich einer erneu-
ten Prufung der Leistungsfahigkeit vornehmen und die Stadt entsprechend unverziglich in-
formieren (s. Anlage 5).

Die Hydranten werden durch den WAZV nicht Gber den Winter schnee- und eisfrei gehalten.
Im Brandfall wird die Stadt die Hydranten mit Einsatzkréften freilegen.
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Die Stadt und ihre Bediensteten, insbesondere die Feuerwehr der Stadt, haben dem WAzZV
festgestellte Funktionsméngel und/oder Schaden der Hydranten unverziglich mitzuteilen (s!
Anlage 5). Dies gilt auch fir Schaden an den Hydranten, die durch die Entnahme von
Loschwasser zu Ubungs- und Brandbekampfungszwecken entstehen.

Die hierdurch entstehenden Kosten tragen Stadt und WAZV je zur Halfte, wenn die Hydran-
ten sowohl der Trinkwasserversorgung als auch der Loschwasservorhaltung dienen. Die
Kosten, die ausschlieBlich der Léschwasservorhaltung dienen, trgt die Stadt.

§5
Umfang der Léschwasservorhaltung, Benachrichtigung bei Unterbrechungen

Der WAZV erklart sich im Bedarfsfall dazu bereit, Léschwasser nach Mafl3gabe des Ldsch-
wasserbereitstellungsplanes an den hierfir vorgesehenen Hydranten zur Verfigung zu stel-
len. Dies gilt nicht, soweit und solange der WAZV an der Vorhaltung durch héhere Gewalt
oder sonstige Umstéande, die er nicht zu vertreten hat und deren Beseitigung dem WAZV
wirtschaftlich nicht zumutbar ist, gehindert ist. Hierzu zéhlen insbesondere auch alle Stérun-
gen an den Anlagen der 6ffentlichen Trinkwasserversorgung einschlie3lich Rohrbriichen.

Die Loschwasservorhaltung kann durch den WAZV unterbrochen werden, soweit dies zur
Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten am Wasserversorgungsnetz inkl. Netzspilungen
erforderlich ist. Der WAZV wird die Stadt Uber jede geplante Unterbrechung eine Woche vor
Durchfiihrung der beabsichtigten MalRnahme informieren; sofern die MaRnahme eine ent-
sprechende Dringlichkeit aufweist, kann die Benachrichtigung auch mit kirzerer Frist erfol-
gen. Unvorhergesehene Unterbrechungen wird der WAZV unverziglich der Stadt mitteilen.
Die Stadt richtet hierfur eine Telekommunikationsverbindung ein, die eine jederzeitige Ent-
gegennahme dieser Benachrichtigung durch den WAZV gewahrleistet. Details der gegen-
seitigen Benachrichtigung regelt Anlage 5.

86
Ldéschwasserentnahmen durch die Stadt

Loschwasserentnahmen zu Ubungszwecken kénnen nur nach vorheriger Absprache mit ei-
ner Mindestfrist von zwei Wochen iber Ort, Zeit und Léschwassermenge mit dem WAZV
durchgefuhrt werden. Der WAZV ist berechtigt, jederzeit diese Léschwasserentnahmen bis
zur Untersagung einzuschrénken, soweit dies zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung
notwendig ist.

Notwendige Léschwasserentnahmen zu Brandbekdmpfungszwecken sind dem WAZV un-
verziglich durch die Stadt im Zuge der Aufnahme der Brandbek&dmpfung mitzuteilen. Die
Benachrichtigung erfolgt durch die Einsatzleitung der Feuerwehr. Der Verband hat dazu ei-
ne Telekommunikationsverbindung eingerichtet, die die jederzeitige Entgegennahme dieser
Benachrichtigung durch die Feuerwehr gewahrleistet. (Telefon: 0171 / 7133301)

Bei Loschwasserentnahmen zu Ubungs- und Brandbekampfungszwecken tragt die Stadt
dafir Sorge, dass Stérungen der angeschlossenen Trinkwasserkunden oder stérende
Ruckwirkungen auf Einrichtungen des WAZV oder Dritter oder Rickwirkungen auf die
Trinkwassergute vermieden werden. Es darf nur mit freiem Auslauf gearbeitet werden
und es darf keine feste Verbindung zwischen Trinkwasserleitungen und schaumfuh-
renden Anlagen geben. Zuwiderhandlungen kénnen mit einer GeldbuRRe in H6he von
bis zu 10.000 € geahndet werden.
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(4) Nach Beendigung der Ldschwasserentnahmen sind die zur Léschwasserentnahme bean-

G
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)

~
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spruchten Hydranten von der Stadt ordnungsgemafd zu sichern. Der Zeitraum der Lésch-
wasserentnahme, die genutzten Hydranten, das eingesetzte feuerwehrtechnische Gerat
(Schlauche, Armaturen etc.) sowie die jeweils enthommene Menge (geschétzt) sind dem
WAZV binnen einer Woche per E-Mail mitzuteilen.

Notwendige Léschwasserentnahmen zu Ubungs- und Brandbekampfungszwecken sind von
der Feuerwehr ausschlieBlich an den dafiir zur Verfugung gestellten Hydranten nur im
Rahmen der nach dem L&schwasserbereitstellungsplan mdglichen enthahmefahigen
Léschwassermengen vorzunehmen. Bendtigt die Feuerwehr im Einzelfall dariiber hinaus-
gehende Loschwassermengen, ist der Verband unverzuglich zu informieren.

Details der Mitteilungen gemaf dem Abs. 1 bis 4 regelt Anlage 5.

87
Haftung

(1) Fur Schéaden, die die Vertragsparteien im Rahmen der Durchfiihrung dieser Vereinba-
rung erleiden, haften die Vertragsparteien einander aus Vertrag oder unerlaubter Hand-
lung im Falle der Tétung oder Verletzung des Korpers oder der Gesundheit, es sei denn,
dass der Schaden von den Parteien oder einem ihrer Erfillungs- oder Verrichtungsgehil-
fen weder vorséatzlich noch fahrléssig verursacht worden ist.

(2) Bei der Beschadigung einer Sache haften die Parteien einander nur, wenn der Schaden
durch Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit der Parteien oder eines ihrer Erfullungs- oder
Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist.

(3) Fur Vermogensschaden haften die Parteien einander nur, wenn diese durch Vorsatz
oder grobe Fahrlassigkeit ihrer vertretungsberechtigten Organe oder Gesellschafter ver-
ursacht worden sind.

(4) 8 831 Abs. 1 Satz 2 BGB ist nur bei vorsatzlichem Handeln von Vertretungsgehilfen an-
zuwenden.

(5) WAZV und Stadt stellen sich gegenseitig von Anspriichen Dritter, die aufgrund von Haf-
tungsursachen in der Verantwortungssphare des WAZV gegen die Stadt und umgekehrt
geltend gemacht werden, frei. Diese Freistellung umfasst auch eventuelle Prozesskos-
ten.

(6) Bestehen uber diese Freistellungen hinausgehende Anspriiche gegen Versicherer, wer-
den diese hiermit, soweit moglich, gegenseitig abgetreten. WAZV und Stadt nehmen die
Abtretung wechselseitig an.

§8
Rechnungs- und Zahlungsmodalitaten

Fur die sténdige Vorhaltung der an den Hydranten zur Verfigung stehenden entnahmefahi-
gen Loschwassermengen gemalR § 1 Abs. 3 und 8§ 2 dieser Vereinbarung zahlt die Stadt
dem WAZV ein monatliches Bereitstellungsentgelt in H6he von .....€, dessen Hohe jeweils
zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres Uberpruft und ggf. angepasst wird

Fiir die von der Feuerwehr der Stadt zu Ubungs- und Brandbekdmpfungszwecken aus den
Hydranten entnommenen Léschwassermengen zahlt die Stadt dem WAZV je m2 ein Ent:
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nahmeentgelt in Hohe der Leistungsgebiihr entsprechend der Wassergebiihren- und Bei-
tragssatzung des WAZV in der jeweils giltigen Fassung. Ist eine Erfassung der entnomme-
nen Loschwassermengen mittels geeichter Messeinrichtungen nicht mdéglich, erfolgt die
Verbrauchsermittlung durch Schatzung aufgrund der Angaben der Feuerwehr.

@3

~

Die Vertragsparteien gehen gemeinsam davon aus, dass die Entgelte § 4 Absatz 4 und § 8
Absatz 1 und 2 alle seitens des WAZV aus diesem Vertrag geschuldeten Leistungen deckt,
die Vertragsparteien sind sich aber auch gemeinsam bewusst, dass der tatséchliche Auf-
wand flr die Erstellung des Loschwasserbereitstellungsplanes und — wegen der noch unbe-
kannten Anzahl — die Wartung und Uberpriifung der Léschwasserhydranten bei Vertrags-
schluss nur grob geschéatzt werden kann und vereinbaren daher, dieses Entgelt nach Ab-
schluss der Erstellung des Ldschwasserbereitstellungsplanes gemeinsam zu Uberprifen
und ggf. anzupassen.

§9
Koordinierungsstab

Die Stadt und der WAZV richten einen Koordinierungsstab ein; dessen Aufgabe ist es, die nach
diesem Vertrag bestehende gemeinsame Aufgabenerfiillung durch die Stadt und den WAZV lo-
yal, unbiirokratisch und fachiibergreifend zu gewabhrleisten.

§10
Anderung der wirtschaftlichen Verhéltnisse

Tritt nach Vertragsabschluss eine wesentliche Veréanderung der rechtlichen und tatséchlichen
Verhdltnisse ein, die bei Abschluss dieses Vertrages maf3gebend waren, und sind infolgedes-
sen die gegenseitigen Verpflichtungen des WAZV und der Stadt in ein grobes Missverhaltnis
geraten, werden die Stadt und der WAZV eine angemessene Anpassung des Vertrages an die
geanderten Verhaltnisse herbeifiihren.

§11
Laufzeit des Vertrages und Kiindigung

(1) Der Vertrag tritt am dd.mm.yyyy in Kraft und kann von den Parteien mit einer Frist von 3
Monaten zum Ende eines jeden Kalenderjahres gekundigt werden. Erfolgt die Kiindigung nicht
fristgemal, verlangert sich der Vertrag automatisch um ein weiteres Jahr.

(2) Das Recht der Parteien, den Vertrag bei Vorliegen eines wichtigen Grundes fristlos zu kun-
digen, bleibt unberiihrt.
Als wichtiger, eine fristlose Kiindigung durch den WAZV rechtfertigender Grund gilt insbesonde-
re, dass
a) Die Stadt trotz Abmahnung den von ihr zu beachtenden Auflagen und zu erfiillenden
Pflichten nicht fristgerecht nachkommt,
b) Die Stadt nachhaltig und/oder erheblich gegen die Bestimmungen dieses Vertrages ver-
Stoft.

(3) In den Féllen des Absatzes 2 hat die Kiindigung des Vertrages innerhalb einer Frist von ei-
nem Monat zu erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Kiindigungsberechtigte
von den fir die Kiindigung maf3gebenden Tatsachen Kenntnis erlangt.

(4) Die Kiindigung hat zu ihrer Wirksamkeit schriftlich zu erfolgen.
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§12
Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen

Sollte eine der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen unwirksam sein oder werden, wird
die Wirksamkeit der Ubrigen Bestimmungen dadurch nicht berihrt. Die Stadt und der WAZV
verpflichten sich jedoch, eine unwirksame Bestimmung durch eine wirksame, der unwirksamen
Bestimmung mdglichst gleichkommende Bestimmung, zu ersetzen. Gleiches gilt fur etwaige
Vertragslicken.

§13
Schlussbestimmungen

(1) Der WAZV verpflichtet sich fir jeden Fall der Rechtsnachfolge durch ein anderes Unter-
nehmen, ihre Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf den Rechtsnachfolger mit der
MaRgabe zu Ubertragen, dass auch dieser seine Nachfolger wiederum entsprechend ver-
pflichtet.

2 Andgrungen und Erganzungen dieses Vertrages bediirfen der Schriftform. Dies gilt auch fir
die Anderung des vorstehenden Satzes. Nebenabreden bestehen nicht.

(3) Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die Stadt und der WAZV erhalten je eine Ausfertigung
des Vertrages sowie kinftiger Anderungen und Ergéanzungen.

(4) Der Vertrag tritt mit seiner Unterzeichnung durch die Stadt und des WAZV in Kraft.

§14
Vertragsanlagen

Folgende Anlagen sind Vertragsbestandteil:
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Vereinbarung

zZwischen

der Stadt Oschersleben (Bode)
mit ihren Ortsteilen

vertreten durch: den Burgermeister

Benjamin KanngieRer
und

dem Trink- und Abwasserverband Borde (TAV Bérde)
vertreten durch: die Verbandsgeschaftsfithrerin

Vinny Zielske

Uber die
Bereitstellung der Lﬁschwasserversorgung
durch das leitungsgebundene Wasserversorgungssystem
des TAV

Praambel

Der Stadt Oschersleben (Bode), nachfolgend Stadt genannt, obliegt nach dem § 2 des
Sachsen-Anhaltinischen Gesetzes Uber den Brandschutz und die Hilfeleistung der
Feuerwehren vom 07.06.2001, zuletzt geandert am 21.07.2017, die pflichtige
Selbstverwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, auf ihrem Gebiet eine den értlichen
Verhéltnissen angemessene Lc'jschwasservorhaltung auf eigene Kosten sicherzustellen.

Der TAV Bérde ist aufgrund der Verbandssatzung in der Stadt berechtigt und verpflichtet, die
offentliche Wasserversorgung tber ein leitungsgebundenes Versorgungsnetz in 6ffentlichen
StraRen, Wegen, Plitzen und Brlcken der Stadt sicherzustellen und die Grundstiicke an
dieses Wasserversorgungsnetz anzuschlieRen und hieraus zu versorgen.

Geman Wasserversorgungssatzung des TAV Bérde besteht kein Rechtsanspruch auf die
Bereitstellung von Léschwasser aus dem Trinkwassernetz. In den Ortsteilen in denen eine
Ldschwasserbereitstellung maglich ist, erfolgt die Bereitstellung nach MalRgabe folgender
Bedingungen:
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§1

Ermittlung der vorhandenen Léschwassermengen

Auf der Grundlage der Dimensionierung des vorhandenen Trinkwasserrohrnetzes im
Verbandsgebiet, den Zuliefer- und Speicherkapazitaten sowie der topografischen
Hohenlagen bewertet der TAV Bérde die technischen Maéglichkeiten zur
Léschwasserbereitstellung aus dem éffentlichen Trinkwassernetz. Die Stadt hat auf
Grundlage einer Lt‘:schwasserbedarfsanalyse den Léschwasserbedarf zu ermitteln, der
zur Sicherstellung der den rtlichen Verhaltnissen angemessenen
Léschwasserversorgung notwendig ist. Grundlage hierfur sind die Anforderungen an den
Grundschutz nach MaRgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von
Léschwasser durch die 6ffentliche Trinkwasserversorgung).

Der TAV Borde ermittelt messtechnisch an ausgewahlten vorhandenen Hydranten in
vergleichbaren Rohrnetzbereichen des Ortes die zur Verfigung stehenden
Léschwassermengen unter Bericksichtigung der jederzeit fir die Gewahrleistung der
Anschluss-  und Versorgungspflicht  der Trinkwasserversorgung notwendigen
Wassermengen.

Die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfugung stehenden
Loschwassermengen werden in einem Loschwasserbereitstellungsplan (Hydrantenplan)
verzeichnet, der als Anlage 1 Bestandteil dieses Vertrages ist. Léschwasserhydranten
werden in roter Farbe gekennzeichnet. Kann kein Léschwasser bereitgestellit werden, so
werden die Hydranten blau gekennzeichnet. Eine Léschwasserentnahme ist hier nicht
zulassig!

Reichen die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfugung stehenden
Léschwassermengen nicht zur vollstandigen Deckung der zur Sicherstellung der den
ortlichen Verhéltnissen angemessenen Loschwasserversorgung aus, so ist die Stadt
verpflichtet, den Ubersteigenden Bedarf an Loschwasser durch andere MaRnahmen zu
decken (Feuerléschbehalter, Feuerldschteiche, offene Gewasser etc.). Die Stadt und der
TAV Borde kénnen soweit moglich eine entsprechende Verstarkung des
leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und/oder den Einbau weiterer Hydranten
vereinbaren, soweit hierdurch hygienische Beeintrachtigungen der Beschaffenheit des
vom TAV Bérde zu liefernden Trinkwassers oder sonstige UnregelmaRigkeiten in der
Trinkwasserlieferung ausgeschlossen sind. Die Kosten der Verstarkung des
leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und/oder den Einbau weiterer Hydranten
tragt die Stadt.

§2
Ermittlung kiinftig notwendiger Léschwassermengen

Ergeben sich durch die ErschlieRung von Neubaugebieten oder sonstige stadtebauliche
MaBnahmen weitere Pflichten der Stadt zur Sicherstellung einer den értlichen
Verhéltnissen angemessenen Léschwasserversorgung, wird  die erforderliche
Dimensionierung des Wasserversorgungsnetzes zur Trinkwasserversorgung und
Léschwasserbereitstellung sowie der erforderlichen Hydranten gemeinsam von der Stadt
und des TAV Bérde im Rahmen der Bauleitplanung festgelegt. Grundlage hierfir sind
ebenfalls die Anforderungen an den Grundschutz nach MaRgabe des DVGW-
Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von Léschwasser durch die offentliche
Trinkwasserversorgung).

Bei der Festlegung der vorzuhaltenden Léschwassermengen sind hygienische
Beeintrachtigungen der Beschaffenheit des vom TAV Bérde zu liefernden Trinkwassers
oder sonstige UnregelmaRigkeiten in der Trinkwasserlieferung auszuschlieRen.
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(3) Die hiernach an den einzubauenden Hydranten zur Verflgung stehenden
Loschwassermengen werden durch Ergénzung des Léschwasserbereitstellungsplans
nach § 1 Abs. 3 Bestandteil des Vertrages.

(4) Die Mehrkosten fir die nach § 2 Abs. 1 notwendige Leitungsdimensionierung (Material-
und Herstellungskosten) und erforderlichen Hydranten zur Bereitstellung der den
Ortlichen Verhaltnissen angemessenen Léschwasserversorgung tragt die Stadt.

(5) Die Kosten fur die einzubauenden Hydranten tragen die Stadt und der TAV Bérde je zur
Halfte, wenn die Hydranten sowohl fir Zwecke der Trinkwasserversorgung als auch zur
Ldschwasservorhaltung erforderlich sind. Die Kosten fir Hydranten, die ausschlieRlich
zur Léschwasservorhaltung eingebaut werden, tragt die Stadt.

§3

Besondere Léschwasserversorgung

(1) Die Stadt stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehérde im Zusammenwirken mit der
zustandigen Brandschutzdienststelle insbesondere im Baugenehmigungsverfahren pruft,
ob im Einzelfall wegen einer erhéhten Brandlast oder Brandgefahrdung eine besondere
Loschwasserversorgung erforderlich ist. Die Stadt informiert den TAV Bérde tber diese
Auflage.

(2) Der TAV Borde ist nicht verpflichtet, dem durch die Auflage beschwerten Eigentiimer,
Besitzer oder sonstigen  Nutzungsberechtigten die fir die besondere
Ldschwasserversorgung erforderliche Léschwassermenge ganz oder teilweise gegen ein
besonderes Entgelt vorzuhalten. Der TAV Bérde wird diese Méglichkeit auf Anfrage des
durch die Auflage beschwerten Eigentimers, Besitzers oder sonstigen
Nutzungsberechtigten im Einzelfall priifen.

§4

Kosten der Léschwasservorhaltung und —entnahme

(1) Die von den Feuerwehren der Stadt zu Ubungs- und Brandbekampfungszwecken aus
den Hydranten entnommenen Léschwassermengen stellt der TAV Bérde zur Verfugung.
Ist eine Erfassung der entnommenen Léschwassermengen mittels geeichter
Messeinrichtungen nicht méglich, erfolgt die Verbrauchsermittlung durch Schatzung
aufgrund der Angaben der jeweiligen Feuerwehr. Nach jeder Ubung, jedem Brandeinsatz
ist dem TAV Borde die Menge des entnommenen Wassers mitzuteilen.

(2) Die Kosten fir die Léschwasserentnahme errechnet sich nach pauschal angenommenen
Verbrauchshaufigkeiten und -mengen gemaR Tarifpreis fir Trinkwasser wie folgt:

Orte Anzahl BBE Anzahl UE Kosten/Jahr
» 500 EW 1 2 148,80 €
» 500 EW u.< 2500 EW 2 2 272,80 €
» 2500 EW u. < 10.000 EW 3 3 409,20 €
> 10.000 EW 4 4 545 60 €
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§5
Wartung und Instandhaltung der Hydranten

(1) Wartung und Instandhaltung der Hydranten einschlieRlich der Einwinterungsarbeiten
werden vom TAV Bérde im Rahmen der regelmaRigen Wartung des
Wasserversorgungsnetzes durchgefiihrt.

(2) Die Stadt und ihre Bediensteten, insbesondere die Feuerwehren der Stadt, haben dem
TAV Bérde festgestellte Funktionsmangel und/oder Schaden der Hydranten unverziglich
mitzuteilen. Dies gilt auch fur Schaden an den Hydranten, die durch die Entnahme von
Léschwasser zu Ubungs- und Brandbekampfungszwecken entstehen. Eine
systematische Hydrantenuberprifung durch die Feuerwehr erfolgt jedoch nicht und wird
auch nicht vergutet.

(3) Die Anbringung von Hinweisschildern auf Hydrantenstandorte an Gebauden und
Grundstlcken und deren Kontrolle obliegen dem TAV Bérde. Dabei werden Hydranten,
die zur Loschwasserentnahme geeignet sind, mit roten Hinweisschildern und zur
Loschwasserentnahme  ungeeignete  Hydranten mit blauen Hinweisschildern
gekennzeichnet.

§6

Umfang der Léschwasservorhaltung, Benachrichtigung bei Unterbrechungen

(1) Der TAV  Borde verpflichtet sich, Léschwasser nach MaRgabe des
Loschwasserbereitstellungsplanes an den hierfur geeigneten Hydranten zur Verfiigung
zu stellen. Dies gilt nicht, soweit und solange der TAV Bérde an der Vorhaltung durch
héhere Gewalt oder sonstige Umstande, deren Beseitigung dem TAV Boérde
wirtschaftlich nicht zumutbar sind, gehindert ist. Als sonstiger Umstand gilt insbesondere
der teilweise oder vollstéandige Ausfall der Wasserlieferung durch den Regionalversorger
TWM Magdeburg, Rohrleitungsschaden und der Ausfall von Druckerhéhungsanlagen.

(2) Die Léschwasservorhaltung kann durch den TAV Bérde unterbrochen werden, soweit
dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten am Wasserversorgungsnetz
erforderlich ist. Der TAV Bérde wird die Feuerwehr Uber jede beabsichtigte
Unterbrechung rechtzeitig informieren.

§7

Léschwasserentnahmen durch die Feuerwehr

(1) Loschwasserentnahmen zu Ubungszwecken kénnen nur nach vorheriger Absprache
uber Ort und Zeit mit dem TAV Bérde durchgefihrt werden. Der TAV Bérde ist
berechtigt, jederzeit diese Léschwasserentnahmen zu untersagen, wenn dies zur
Sicherstellung der Trinkwasserversorgung notwendig ist.

(2) Notwendige Loschwasserentnahmen zu Brandbekampfungszwecken sind dem TAV
Borde unverzuglich von der Feuerwehr nach Aufnahme der Brandbekampfung
mitzuteilen. Die Benachrichtigung erfolgt durch die Einsatzleitung der Feuerwehr an den
Leiter vom Dienst des TAV Borde unter Telefon 0172/3615400.

(3) Notwendige Léschwasserentnahmen zu Brandbekampfungszwecken sind von der

Feuerwehr an den Hydranten nur im Rahmen der nach dem
Loschwasserbereitstellungsplan méglichen Léschwassermengen vorzunehmen.
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(4) Bei Léschwasserentnahmen zu Ubungs- und Brandbekampfungszwecken tragt die
Feuerwehr daflr Sorge, dass Stérungen der angeschlossenen Trinkwasserkunden oder
stérende Ruckwirkungen auf Einrichtungen des TAV Boérde oder Dritter oder
Ruckwirkungen auf die Trinkwassergite ausgeschlossen sind.

(5) Nach Beendigung der Léschwasserentnahmen sind die zur Ldschwasserentnahme
beanspruchten Hydranten von der Feuerwehr ordnungsgemaf zu sichern. Der Zeitraum
der Loschwasserentnahme, die in Anspruch genommenen Hydranten und das
eingesetzte feuerwehrtechnische Gerat (Schlduche, Armaturen etc.) ist dem TAV Bérde
schriftlich innerhalb von 10 Tagen mitzuteilen.

§8
Haftung

(1) Die gegenseitige Haftung des TAV Bérde und der Stadt ist auf Vorsatz und grobe
Fahrlassigkeit beschrankt.

(2) TAV Bérde und die Stadt stellen sich gegenseitig von Anspriichen Dritter, die aufgrund
von Haftungsursachen in der Verantwortung des TAV Boérde gegen die Stadt und
umgekehrt geltend gemacht werden, frei. Diese Freistellung umfasst auch eventuelle
Prozesskosten.

(3) Bestehen Uber diese Freistellung hinausgehende Versicherungsanspriiche, werden diese
hiermit, soweit mdglich, abgetreten. TAV Bérde und Stadt nehmen diese Abtretung
wechselseitig an.

§9

Koordinierungsstab

TAV Bdérde und Stadt richten einen Koordinierungsstab ein, der aus Mitarbeitern des TAV
Bérde, Bediensteten des Ordnungs- und Bauamtes der Stadt sowie Angehérigen der
Feuerwehren besteht und dessen Aufgabe es ist, die nach diesem Vertrag bestehende
gemeinsame Aufgabenerfullung durch den TAV Bérde und die Stadt loyal, unbirokratisch
und fachubergreifend zu gewahrleisten.

) §10
Anderung der wirtschaftlichen Verhéltnisse

Tritt nach Vertragsabschluss eine wesentliche Veradnderung der rechtlichen und
tatsachlichen Verhaltnisse ein, die bei Abschluss dieses Vertrages maRgebend waren, und
sind infolgedessen die gegenseitigen Verpflichtungen des TAV Bérde und der Stadt in ein
grobes Missverhéltnis geraten, werden TAV Bérde und die Stadt eine angemessene
Anpassung des Vertrages an die gednderten Verhaltnisse herbeifuhren.

§11
Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen

Sollte eine der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen unwirksam sein oder werden,
wird die Wirksamkeit der Ubrigen Bestimmungen dadurch nicht berthrt. Der TAV Bérde und
die Stadt verpflichten sich jedoch, eine unwirksame Bestimmung durch eine Wirksame, der
unwirksamen Bestimmung mdéglichst gleichkommende Bestimmung, zu ersetzen.
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§12
Schlussbestimmungen

(1) Anderungen und Erganzungen des Vertrages bedurfen der Schriftform, soweit nicht die
notarielle Beurkundung der Anderungen und Erganzungen gesetzlich vorgeschrieben ist,
sowie der ausdriicklichen Bezugnahme auf diesen Vertrag.

(2) Der TAV Bérde und die Stadt erhalten je eine Ausfertigung des Vertrages sowie kunftiger
Anderungen und Erganzungen.

(3) Der Vertrag tritt nach zustimmender Beschlussfassung des Stadtrates der Stadt und der
Verbandsversammlung des TAV Boérde mit seiner Unterzeichnung durch die Stadt und
des TAV Boérde am 01.01.2018 mit einer Laufzeit bis zum 31.12.2019 in Kraft.

o /’ 24P
Oschersleben, den Labt 2l

Stadt Oschersieber{ (Bode)

Anlage 1

Gemeinde/Stadt Einwohner
Stadt Wanzleben-Bérde 14.225
Stadt Oschersleben 19.883
Einheitsgemeinde Sulzetal 9.070
Verbandsgemeinde Obere Aller 14.954
Verbandsgemeinde Westliche Bérde 8.877

Quelle: Statistisches Landesamt Sachsen — Anhalt, letzte Aktualisierung 18.08.2017
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Vertrag

zur Léschwasserversorgung in den Ortsteilen .... und .... der Stadt ....

zwischen der Stadt ....
- vertretendurch den Blrgermeister .... -

nachfolgend - Stadt - genannt

und dem Wasserzweckverband " Saale-Fuhne-Ziethe"
Kdthensche StralRe 54
06406 Bernburg (Saale)
- vertretendurch den Verbandsgeschéftsfuhrer Herrn Harald Bock -

nachfolgend -Verband - genannt

Praambel

Die Stadt ist gemaRl § 2 Abs. 2 Nr.1 BrSchG LSA verpflichtet, im Rahmen des abwehrenden
Brandschutzes fiir eine ausreichende Loschwasserversorgung Sorge zu tragen.

Der Verband halt ein umfangreiches Trinkwassernetz vor, das teilweise auch den
Feuerléschwasserbedarf abdecken kann.

Der Verband stellt der Stadt fiir die Ortsteile ..., .... und .... im Rahmen seiner technischen
Mdoglichkeiten den Feuerldschbedarf in einer Menge von mindestens 48 m3h Uber 2 Std.
bereit. Der Verband stellt das zum Zwecke der Brandbekdmpfung benétigte Wasser
kostenlos zur Verfigung. Die Einhaltung der Trinkwasserqualitdt hat Vorrang vor der
Loschwasserversorgung. Grundlage hierfir sind die Anforderungen an den Grundschutz
nach MalRRgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von Loschwasser durch die
offentliche Trinkwasserversorgung). Dabei gelten die Parameter nach Satz 3 gemessen am
Unterflurhydrant unter der Annahme, dass in den Ortsteilen nur eine Wasserentnahme pro
Zeiteinheit zur Brandbekampfung erfolgt.

8 1 Loéschwasserbedarf
Die Stadt erhalt vom Verband einen Plan, aus dem hervorgeht, in welchem Gebiet der
Feuerloschbedarf abgesichert werden kann. Dieser Plan wird als Anlage 1 Bestandtell
dieses Vertrages.
§ 2 Errichtung von Hydranten
Der Verband errichtet auf Anforderung der Stadt die fur die Brandbekampfung erforderlichen

Hydranten und kontrolliert ihre Funktionstlchtigkeit nachvollziehbar einmal im Halbjahr. Die
Beschilderung erfolgt durch den Verband mit normgerechten Schildern.
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8 3 Inanspruchnahme der Léschwasserversorgung

Die Stadt verpflichtet sich, die L&schwasserversorgung nur im Brandfall in Anspruch zu
nehmen. Loschwasserentnahmen zu Ubungszwecken konnen nur nach vorheriger
Absprache Uber Ort, Zeit und Loschwassermenge mit dem Verband durchgefiihrt werden.
Die Enthahme erfolgt zu diesen Zwecken Uber Standrohre mit Zahleinrichtung.

§ 4 Haftung

Die gegenseitige Haftung des Verbandes und der Stadt ist auf Vorsatz und grobe
Fahrlassigkeit beschrankt.

Verband und Stadt stellen sich gegenseitig von Anspriichen Dritter, die aufgrund von
Haftungsursachen in der Verantwortungssphare des Verbandes gegen die Stadt und
umgekehrt geltend gemacht werden, frei. Diese Freistellung umfasst auch eventuelle
Prozesskosten.

Bestehen Uber diese Freistellung hinausgehende Versicherungsanspriiche, werden diese
hiermit, soweit moglich, abgetreten. Verband und Stadt nehmen diese Abtretung
wechselseitig an.

Der Verband haftet nicht bei unvorhersehbaren Ereignissen, Witterungsunbilden, Krieg und
Versorgungsstérungen des Vorlieferanten sowie bei Stérungen (z.B. Rohrbriichen) im
eigenen Netz.

Fur die Funktionsfahigkeit der Hydranten haftet der Verband nur, wenn er nachweislich seine
Kontrollpflicht nach § 2 dieses Vertrages vernachlassigt hat bzw. notwendige Reparaturen
nach Mangelfeststellung nicht innerhalb von 3 Monaten tatigt.

Bei planmaligen BaumaBnahmen an StraBen bzw. am Trinkwassernetz gilt die
Einbeziehung der Stadt in diese Malinahme als Information Uber eine eingeschrankte
Vorhaltung der Loschwasserversorgung.

8 5 Vergitung

QD Die Stadt zahlt dem Verband fur den Vertragszeitraum eine einmalige Vergitung fur
die Investition von 21,30 €/E (netto) zzgl. USt bezogen auf die Einwohnerzahl per
31.12.2005 It. Anlage 2. Dies ergibt eine Zahlung von insgesamt 13.991,54 €
(einschlieRlich USt). Diese ist mit Vertragsinkrafttreten fallig. Spatestens jedoch am
31.12.2017.

(2) Die Stadt zahlt dem Verband einmalig pauschal 3.000,00 € (netto) zzgl. USt je
Hydrant, der der Feuerldschversorgung dient, von der Stadt angefordert wird und der
nach Inkrafttreten des Vertrages neu gesetzt oder ersetzt wird.

3) Der Preis nach § 5 (2) unterliegt der Preisgleitung.

lo

Index fur Investguter neues Jahr
Index fir Investgtter 2006

P = Po x (0,37 + 0,28 L/Lo + 0,35 I/lo)
P = Preis fur das neue Jahr

Po = Preis 2006

L = Arbeitsentgelt fir das neue Jahr
Lo = Arbeitsentgelt 2006

Als Ausgangswerte bei Vertragsabschluss liegen zugrunde:



a)

b)

(4)

1)
()

Zuarbeit aus Arbeitskreis

Arbeitsentgelt

Basiswert Lo ergibt sich aus dem Arbeitsentgelt gemaR Tarifvertrag Versorgungsbetriebe,
Entgelt (Ost), Gruppe 6, Stufe 1, zzgl. der aktuellen Lohnnebenkosten bezogen auf eine
monatliche Arbeitszeit von 174 h.

Ausgangswerte zum 31.12.2006: Arbeitsentgelt: 1.944,49 €/Monat
Lohnnebenkosten: 12,25 %
hieraus resultierender Basiswert Lo = 13,33 €/h

Index fur Erzeugnisse der Investitionsguterproduzenten

Statistisches Bundesamt Wiesbaden, Deutschland, Fachserie 17 / Reihe 2, Preise und
Preisindex far gewerbliche Produkte, 2 Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte
(Inlandsabsatz) langfristige Ubersicht

Basiswert lo = Index Jahresdurchschnitt 2006 = 103,7

Soweit kiinftig weitere Uber die bei Abschluss dieses Vertrages bekannten Abgaben, wie
beispielsweise Steuern, Gebihren, Beitrdge oder Sonderabgaben wirksam werden,
welche die Gewinnung, Aufbereitung, Verteilung oder Durchleitung von Wasser oder den
Schutz oder die Verbesserung der Qualitat von Grund- oder Oberflachenwasser mittelbar
oder unmittelbar verteuern, ist der Verband berechtigt, diese unmittelbar an die
Gemeinden weiterzugeben. Als Abgaben zu qualifizieren sind auch Geldleistungen, die im
Verhéltnis zwischen Privatrechtssubjekten entstehen, soweit sie durch einen
Hoheitstrager verursacht sind und mittelbar oder unmittelbar eine Aufkommenswirkung zu
Gunsten der o6ffentlichen Hand bewirken oder den offentlichen Haushalt entlasten sollen
und vom Verband zwingend, d.h., nicht abwendbar aufzuwenden sind.

Mit der Zahlung der Vergitung sind alle Anspriiche des Verbandes fiir die Vorhaltung
und Unterhaltung abgegolten.

8 6 Inkrafttreten, Kiindigung, Ausfertigung
Dieser Vertrag tritt am .... in Kraft und lauft ab diesem Zeitpunkt 30 Jahre.

Die Stadt kann den Vertrag jederzeit kiindigen. Eine Ruckerstattung der gezahlten
Betrdge nach 85 erfolgt nicht, es sei denn die Kundigung erfolgt aus wichtigem
Grund, wenn zum Beispiel der Verband seinen hier geregelten Vertragspflichten nicht
nachkommt.

Der Verband kann diesen Vertrag nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ganz
oder teilweise kindigen:
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn

- der Vorlieferant die Parameter derart andert, dass eine Einhaltung der Bedingungen
nach § 1 dieser Vereinbarung ohne technische Anderungen nicht méglich ist,

- auf Grund gesetzlicher Bestimmungen eine Bereitstellung des Feuerléschbedarfes
verhindert wird,

- die Trinkwasserqualitdt nur durch wiederholtes Spulen im Netz aufrechterhalten
werden kann.
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3) Dieser Vertrag endet, ohne dass es einer Kindigung bedarf, nach Ablauf von 30
Jahren.

(4 ) Dieser Vertrag wird 2-fach ausgefertigt, jede Seite erhalt 1 Exemplar.

8 7 Nebenbestimmungen

D Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, so wird nicht
der gesamte Vertrag unwirksam. Die Parteien werden die unwirksamen
Bestimmungen durch eine solche ersetzen, die dem angestrebten Zweck
wirtschaftlich und rechtlich méglichst nahe kommt. Dies gilt insbesondere, wenn der
Gesetzgeber die Entgelte fur die Feuerléschversorgung neu regelt

(2) Bei einem Gremienvorbehalt ist die Genehmigung vor Vertragsschluss einzuholen.

3) Zum Ende des Vertrages verpflichten sich beide Seiten Gesprache zur Fortfiihrung
des Vertrages und den dann zu gestaltenden Bedingungen zu fuhren. Der Verband
kann sich einer Vertragsverlangerung nur entziehen, wenn entweder gesetzliche
Bestimmungen einer Verlangerung entgegenstehen oder die Gemeinde eine
finanzielle Beteiligung ablehnt.

4) Der Verband verpflichtet sich, fur jeden Fall der Rechtsnachfolge durch ein anderes
Unternehmen, seine Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf den
Rechtsnachfolger mit der Mal3gabe zu Ubertragen, dass auch dieser seine Nachfolger
wiederum entsprechend verpflichtet.

(5) Anderungen und Erganzungen des Vertrages bedirfen der Schriftform, sowie der
ausdricklichen Bezugnahme auf diesen Vertrag.

Datum Datum

Harald Bock

Burgermeister Verbandsgeschéftsfuhrer

Stadt .... WZV ,Saale-Fuhne-Ziethe*
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Kostenanteile fur die Mitglieder des Wasserzweckverbandes " Saale-Fuhne-Ziethe" fur
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die Bereitstellung des Feuerléschbedarfes (netto zzgl. Umsatzsteuer)

Lfd. | Gemeinde Kostenanteil | Anteil Einwohner per
Nr. (€) Stadt .... | 31.12.2005

1 Alsleben - 2.731
2 Baalberge 29.883,90 1.403
3 Bernburg (erl.) 679.107,90 31.883
4 Cormigk 11.757,60 552
5 Domnitz - 801
6 Edlau - 509
7 Gerbitz 14.292,30 671
8 Gerlebogk - 350
9 Grbna 12.481,80 586
10 lIberstedt 25.751,70 1.209
11 Kdnnern - 8.242
12 Latdorf 16.550,10 777
13 Neugattersleben 19.489,50 915
14 | PeilRen 26.561,10 1.247
15 | Plétzkau 29.926,50 1.405
16 | Poley 14.207,10 667
17 PreuRlitz 16.507,50 775
18 | Rothenburg - 889
19 Schackstedt - 455
20 Wiendorf - 332

Summe

(netto)

Umsatzsteuer

Gesamt

brutto
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Vereinbarung

zwischen

der Gemeinde . ..............
- vertreten durch .....cccceeeerenneeee. -
- Gemeinde -

und

dem Zweckverband .................
- vertreten durch den Verbandsvorsteher -

- Verband -

uber die
Bereitstellung und Enthahme von Loschwasser
aus dem leitungsgebundenen Wasserversorgungssystem
des Verbandes
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Praambel

Der Gemeinde obliegt nach den §§ 1 Abs. 1,2 Abs. 1 und 2 Nr. 1 und 21 Abs. 1 Satz 1
des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (Brand-
schutzgesetz - BrSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juni 2001 (GVBI.
LSA S. 190), die pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, MaBnah-
men zur Verhltung von Brénden zu treffen und eine ausreichende Léschwasserver-
sorgung auf eigene Kosten sicherzustellen.

Der Verband ist aufgrund der Verbandssatzung vom .......... verpflichtet, die 6ffentliche
Wasserversorgung Uber ein leitungsgebundenes Versorgungsnetz in &ffentlichen
StraBen, Wegen, Platzen und Briicken der Kommune sicherzustellen und jedermann
an dieses Wasserversorgungsnetz anzuschlieBen und hieraus zu versorgen.

Da die der Gemeinde derzeit zur Verfligung stehenden Léschwasserbereitstellungs-
kapazitaten auBerhalb des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes des Ver-
bandes zur Sicherstellung der ausreichenden Léschwasserversorgung nicht aus-
reichen, vereinbaren Gemeinde und Verband nach MaBgabe der nachstehenden Be-
stimmungen folgende Bereitstellung von Léschwasser Uber das leitungsgebundene
Wasserversorgungsnetz des Verbandes:

§1

Ermittlung der vorhandenen Léschwassermengen

(1) Aufder Grundlage einer Léschwasserbedarfsanalyse der Gemeinde fir ihr Ge-
biet nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG und des Rohrnetzplanes des Verbandes er-
mittelt der Verband zum ....... 2013 die Léschwassermengen, die aus den vor-
handenen Entnahmestellen (Hydranten) des leitungsgebundenen Wasserver-
sorgungsnetzes entnommen werden kénnen.

(2)  Die Léschwasserbedarfsanalyse der Gemeinde umfasst den Léschwasserbe-
darf, der zur Sicherstellung der ausreichenden Léschwasserversorgung nach
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG notwendig ist. Grundlage hierfir sind die Anforderungen
an den Grundschutz nach MaBgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereit-
stellung von Léschwasser durch die 6ffentliche Trinkwasserversorgung).

(3)  Der Verband ermittelt die an den vorhandenen Hydranten zur Verflgung
stehenden Léschwassermengen unter Berlcksichtigung der jederzeit fur die
Gewahrleistung der Anschluss- und Versorgungspflicht der Trinkwasserversor-
gung notwendigen Wassermengen.

4) Die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfligung stehenden L&sch-
wassermengen werden in einem Léschwasserbereitstellungsplan verzeichnet,
der als Anlage 1 Bestandteil dieses Vertrages ist.



(3)
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Reichen die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfigung stehen-
den Léschwassermengen nicht zur vollstandigen Deckung der zur Sicherstel-
lung der ausreichenden Léschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrschG
aus, kdnnen Gemeinde und Verband eine entsprechende Verstarkung des
leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und / oder des Einbaus weite-
rer Hydranten vereinbaren, soweit hierdurch hygienische Beeintrachtigungen der
Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trinkwassers oder sonstige
UnregelmaBigkeiten in der Trinkwasserlieferung ausgeschlossen sind. Die Kos-
ten der Verstarkung des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und /
oder des Einbaus weiterer Hydranten tragt die Gemeinde.

§ 2

Ermittlung kiinftig notwendiger L6schwassermengen

Ergeben sich durch die ErschlieBung von Neubaugebieten oder sonstige sta-
dtebauliche MaBnahmen weitere Pflichten der Gemeinde zur Sicherstellung
ausreichenden Léschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG wird die
erforderliche Dimensionierung des Wasserversorgungsnetzes zur Trinkwas-
serversorgung und Léschwasserbereitstellung sowie der erforderlichen Hydran-
ten gemeinsam von Gemeinde und Verband im Rahmen der Bauleitplanung
festgelegt. Grundlage hierfir sind ebenfalls die Anforderungen an den Grund-
schutz nach MaBgabe des DVGW-Arbeitsblattes. W 405 (Bereitstellung von
Léschwasser durch die offentliche Trinkwasserversorgung).

(2) Bei der Festlegung der vorzuhaltenden L6schwassermengen sind hygienische

Beeintrachtigungen der Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trink-
wassers oder sonstige UnregelmaBigkeiten in der Trinkwasserlieferung auszu-
schlieBBen.

Die hiernach an den. einzubauenden Hydranten zur Verfligung stehenden
Léschwassermengen werden durch Erganzung des Léschwasserbereitstel-
lungsplans nach § 1 Abs. 4 Bestandteil dieses Vertrages.

Die Mehrkosten flir die zur Vorhaltung der nach § 2 Abs. 3 vereinbarten Lésch-
wassermengen notwendige Leitungsdimensionierung (Material- und Herstel-
lungskosten) tragt die Gemeinde.

Die Kosten flir die einzubauenden Hydranten tragen Gemeinde und Verband je
zur Halfte, wenn die Hydranten sowohl fir Zwecke der Trinkwasserversorgung
als auch zur Léschwasservorhaltung erforderlich sind. Die Kosten fir Hydran-
ten, die ausschlieBlich zur Léschwasservorhaltung eingebaut werden, tragt die
Gemeinde.
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§3

Besondere Loschwasserversorgung

Die Gemeinde stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehdrde im Zusammenwirken
mit der zustédndigen Brandschutzdienststelle im Baugenehmigungsverfahren
pruft, ob im Einzelfall wegen einer erhéhten Brandlast oder Brandgefahrdung ei-
ne Uber die ausreichende Léschwasserversorgung gemaB § 2 Abs. 2 Nr. 1
BrSchG hinausgehende Léschwasserversorgung erforderlich ist. Wird diese An-
forderung festgestellt, ist die Verpflichtung des Eigentimers, Besitzers oder Nut-
zungsberechtigten flr diese besondere Léschwasserversorgung Sorge zu tra-
gen, durch eine brandschutzrechtliche Auflage zur Baugenehmigung auszuspre-
chen. Die Gemeinde informiert den Verband lber diese Auflage.

Der Verband ist nicht verpflichtet, dem durch die Auflage beschwerten Eigen-
timer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten die Gber die ausreichende
Léschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG hinausgehende Lésch-
wassermenge ganz oder teilweise vorzuhalten.

§4

Kosten der L6schwasservorhaltung und —entnahme

Fir die standige Vorhaltung der an den Hydranten zur Verfligung stehenden
Léschwassermengen gemaB § 1 Abs. 4 und § 2 Abs. 3 dieses Vertrages zahlt
die Gemeinde dem Verband ein monatliches Bereitstellungsentgelt in Hohe von
...... €, dessen Hohe jeweils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres Uberpruft
und ggf. angepasst wird.

Fur die von der. Feuerwehr der Gemeinde zu Ubungs- und Brandbekimp-
fungszwecken aus den Hydranten entnommenen L(")schwassermengen zahlt
die Gemeinde dem Verband ein Entnahmeentgeltin Héhe von ...... €/m”, dessen
Hohe jeweils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres Gberprift und ggf. ange-
passt wird. Ist eine Erfassung der enthommenen Léschwassermengen mittels
geeichter Messeinrichtungen nicht méglich, erfolgt die Verbrauchsermittiung
durch Schéatzung aufgrund der Angaben der Feuerwehr.

§5

Wartung und Instandhaltung der Hydranten

Wartung und Instandhaltung der Hydranten einschlieBlich der Einwinterungs-
arbeiten werden vom Verband im Rahmen der Wartung des Wasserversor-
gungsnetzes durchgefihrt.
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Die hierdurch entstehenden Kosten tragen Gemeinde und Verband je zur Half-
te, wenn die Hydranten sowohl der Trinkwasserversorgung als auch der Lésch-
wasservorhaltung dienen. Die Kosten flr Hydranten, die ausschlieBlich der
Léschwasservorhaltung dienen, tragt die Gemeinde.

Die Gemeinde und ihre Bediensteten, insbesondere die Feuerwehr der Ge-
einde, haben dem Verband festgestellte Funktionsmangel und / oder Schaden
der Hydranten unverziglich mitzuteilen. Dies gilt auch fir Schaden an den Hyd-
ranten die durch die Entnahme von Léschwasser zu Ubungs- und Brandbe-
kampfungszwecken entstehen.

Die Anbringung von Hinweisschildern auf Hydrantenstandorte an Gebauden
und Grundstlicken und deren Kontrolle obliegen der Gemeinde.

Umfang der L6schwasservorhaltung, Benachrichtigung bei Unterbrechungen

§6

(1)

Der Verband ist verpflichtet, Loschwasser nach MaBgabe des Léschwasser- be-
reitstellungsplanes an den hierfir vorgesehenen Hydranten jederzeit zur Verfi-
gung zu stellen. Dies gilt nicht soweit und solange der Verband an der Vorhal-
tung durch héhere Gewalt oder sonstige Umstande, deren Beseitigung dem
Verband wirtschaftlich nicht zumutbar sind, gehindert ist.’

Die Léschwasservorhaltung kann durch den Verband unterbrochen werden, so-
weit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten am Wasserversor-
gungsnetz erforderlich ist. Der Verband wird die Feuerwehr Uber jede beab-
sichtigte Unterbrechung rechtzeitig. informieren. Unvorgesehene Unter-
brechungen wird der Verband unverzuglich der Feuerwehr mitteilen. Die Feu-
erwehr richtet hierflir eine Telekommunikationsverbindung ein, die eine jeder-
zeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch den Verband gewahr-
leistet.

§7

Loschwasserentnahmen durch die Feuerwehr

Léschwasserentnahmen zu Ubungszwecken kénnen nur nach vorheriger Ab-
sprache Uber Ort, Zeit und Léschwassermenge mit dem Verband durchgefiihrt
werden. Der Verband ist berechtigt, jederzeit diese Léschwasserentnahmen zu
untersagen, wenn dies zur Sicherstellung der Trinkwasserversorgung notwen-
dig ist.

Als sonstiger Umstand gilt insbesondere der teilweise oder vollsténdige Ausfall der Wasserlie-
ferung des evtl. Vorlieferanten des Verbandes; dieser misste dann im Vertrag genau genannt
werden.
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Notwendige Loschwasserentnahmen zu Brandbekampfungszwecken sind dem
Verband unverzlglich von der Feuerwehr vor Aufnahme der Brandbekampfung
mitzuteilen. Die Benachrichtigung erfolgt durch die Einsatzleitung der Feuer-
wehr. Der Verband richtet hierfir eine Telekommunikationsverbindung ein,
die eine jederzeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch die Feuer-
wehr gewahrleistet.

Notwendige L6schwasserentnahmen zu Brandbekdmpfungszwecken sind von
der Feuerwehr an den Hydranten nur im Rahmen der nach dem L&schwas-
serbereitstellungsplan moéglichen Léschwassermengen vorzunehmen. Bend-
tigt die Feuerwehr im Einzelfall dartiber hinausgehende Léschwassermengen, ist
der Verband unverztglich zu informieren.

Bei Léschwasserentnahmen zu Ubungs- und Brandbekimpfungszwecken
tragt die Feuerwehr daflir Sorge, dass Stérungen der angeschlossenen Trink-
wasserkunden oder stérende Ruckwirkungen auf Einrichtungen des Verban-
des oder Dritter oder Ruckwirkungen auf die Trinkwasserglte ausgeschlossen
sind.

Nach Beendigung der Léschwasserentnahmen sind die zur Léschwasserent-
nahme beanspruchten Hydranten von der Feuerwehr ordnungsgeman zu si-
chern. DerZeitraum der Léschwasserentnahme, die inAnspruch genommenen
Hydranten und das eingesetzte feuerwehrtechnische Gerat (Schlauche, Armatu-
ren etc.) ist dem Verband schriftlich mitzuteilen.

§8
Haftung

Die gegenseitige Haftung des Verbandes und der Gemeinde ist auf Vorsatz
und grobe Fahrlassigkeit beschrankt.

Verband und Gemeinde stellen sich gegenseitig von Ansprichen Dritter, die
aufgrund von Haftungsursachen in der Verantwortungssphére des Verbandes
gegen die Gemeinde und umgekehrt geltend gemacht werden, frei. Diese Frei-
stellung umfasst auch eventuelle Prozesskosten.

Bestehen Uber diese Freistellung hinausgehende Versicherungsanspriiche, wer-
den diese hiermit, soweit méglich, abgetreten. Verband und Gemeinde nehmen
diese Abtretung wechselseitig an.
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§9

Koordinierungsstab

Verband und Gemeinde richten einen Koordinierungsstab ein, der aus Mitarbeitern
des Verbandes, Bediensteten des Ordnungs- und Bauamtes der Gemeinde sowie An-
gehorigen der Feuerwehr besteht und dessen Aufgabe es ist, die nach diesem Vertrag
bestehende gemeinsame Aufgabenerflillung durch den Verband und die Gemeinde
loyal, unbirokratisch und fachtbergreifend zu gewahrleisten.

) §10
Anderung der wirtschaftlichen Verhaltnisse

Tritt nach Vertragsabschluss eine wesentliche Veranderung der rechtlichen und tat-
sachlichen Verhaltnisse ein, die bei Abschluss dieses Vertrages maBgebend waren,
und sind infolgedessen die gegenseitigen Verpflichtungen des Verbandes und der Ge-
meinde in ein grobes Missverhaltnis geraten, werden Verband und Gemeinde eine an-
gemessene Anpassung des Vertrages an die geanderten Verhaltnisse herbeifihren.

§ 11
Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen

Sollte eine der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen unwirksam sein oder wer-
den, wird die Wirksamkeit der Ubrigen Bestimmungen dadurch nicht berthrt. Ver- band
und Gemeinde verpflichten sich jedoch, eine unwirksame Bestimmung durch eine wirk-
same, der unwirksamen Bestimmung mdglichst gleichkommende Bestimmung, zu er-
setzen.

§12
Schlussbestimmungen

(1) Der Verband verpflichtet sich fir jeden Fall der Rechtsnachfolge durch einen
anderen Trager der Wasserversorgung, seine Rechte und Pflichten aus diesem
Vertrag auf den Rechtsnachfolger mit der MaBgabe zu Ubertragen, dass auch
dieser seine Nachfolger wiederum entsprechend verpflichtet.

(2)  Anderungen und Erganzungen des Vertrages bedurfen der Schriftform, soweit
nicht die notarielle Beurkundung der Anderungen und Erganzungen gesetzlich
vorgeschrieben ist, sowie der ausdriicklichen Bezugnahme auf diesen Vertrag.
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(3) Verband und Gemeinde erhalten je eine Ausfertigung des Vertrages sowie kiinf-
tiger Anderungen und Erganzungen.

(4) Der Vertrag tritt nach zustimmender Beschlussfassung durch ........... der Kom-

mune und der Verbandsversammlung des Verbandes mit seiner Unterzeichnung
durch die Gemeinde und den Verband in Kraft.

Gemeinde Verband
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Verwaltungsanweisung

uber die
Entnahme und Bereitstellung von Loschwasser
in der Stadt .....................
aus dem leitungsgebundenen Wasserversorgungssystem
der Stadtwerke ...............
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Allgemeines

Der Stadt obliegt nach den §§ 1 Abs. 1,2 Abs. 1 und 2 Nr. 1 und 21 Abs. 1 Satz 1 des
Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (Brandschutz-
gesetz - BrSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juni 2001 (GVBI. LSA S.
190), die pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, MaBnahmen zur
Verhitung von Branden zu treffen und eine ausreichende Léschwasserversorgung auf
eigene Kosten sicherzustellen.

Die Stadtwerke sind aufgrund der Eigenbetriebssatzung vom .......... verpflichtet, die
6ffentliche Wasserversorgung Uber ein leitungsgebundenes Versorgungsnetz in 6ffent-
lichen StraBen, Wegen, Platzen und Brliicken der Stadt sicherzustellen und jedermann
an dieses Wasserversorgungsnetz anzuschlieBen und hieraus zu versorgen.

Da die der Stadt derzeit zur Verflgung stehenden Ldschwasserbereitstellungs-
kapazitaten auBerhalb des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes der Stadt-
werke zur Sicherstellung der ausreichenden Léschwasserversorgung nicht ausreichen,
vereinbaren Stadt und Stadtwerke nach MaBgabe der nachstehenden Bestimmungen
folgende Bereitstellung von Léschwasser tber das leitungsgebundene Wasserversor-
gungsnetz der Stadtwerke:

1.
Ermittlung der vorhandenen Loschwassermengen

1.1<  Auf der Grundlage einer Loschwasserbedarfsanalyse der Stadt fir ihr Gebiet
und des Rohrnetzplanes der Stadtwerke ermitteln die Stadtwerke zum ....... 2013
die Léschwassermengen die aus den vorhandenen Entnahmestellen (Hydran-
ten) des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes entnommen werden
kdénnen.

1.2  Die Léschwasserbedarfsanalyse der Stadt umfasst den Léschwasserbedarf, der
zur Sicherstellung der ausreichenden Léschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2
Nr. 1 BrSchG notwendig ist. Grundlage hierflir sind die Anforderungen an den
Grundschutz nach MaBgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung
von Léschwasser durch die 6ffentliche Trinkwasserversorgung).

1.3  Die Stadtwerke ermitteln die an den vorhandenen Hydranten zur Verfligung ste-
henden Léschwassermengen unter Bertcksichtigung der jederzeit fir die Ge-
wahrleistung der Anschluss- und Versorgungspflicht der Trinkwasserversorgung
notwendigen Wassermengen.

1.4  Die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfligung stehenden Lésch-
wassermengen werden in einem Léschwasserbereitstellungsplan verzeichnet,
der als Anlage 1 beigefligt ist.
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Reichen die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfigung stehen-
den Léschwassermengen nicht zur vollstandigen Deckung der zur Sicherstel-
lung der ausreichenden Léschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrschG
aus, kénnen Stadt und Stadtwerke eine entsprechende Verstarkung des lei-
tungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und / oder des Einbaus weiterer
Hydranten vereinbaren, soweit hierdurch hygienische Beeintrachtigungen der
Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trinkwassers oder sonstige
UnregelmaBigkeiten in der Trinkwasserlieferung ausgeschlossen sind. Die Kos-
ten der Verstarkung des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und /
oder des Einbaus weiterer Hydranten tragt die Stadt.

2.
Ermittlung kiinftig notwendiger L6schwassermengen

2.1

2.2

2.3

2.4

2.5

Ergeben sich durch die ErschlieBung von Neubaugebieten oder sonstige stadte-
bauliche MaBnahmen weitere Pflichten der Stadt zur Sicherstellung ausreichen-
den Léschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr.. 1 BrSchG wird die erforderliche
Dimensionierung des Wasserversorgungsnetzes zur Trinkwasserversorgung und
Léschwasserbereitstellung sowie der erforderlichen Hydranten gemeinsam von
Gemeindeund Verband im Rahmen der Bauleitplanung festgelegt. Grundlage
hierfir sind ebenfalls die Anforderungen.an den Grundschutz nach MaBgabe
des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von Léschwasser durch die 6f-
fentliche Trinkwasserversorgung).

Bei der Festlegung der vorzuhaltenden L6schwassermengen sind hygienische
Beeintrachtigungen der Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trink-
wassers oder sonstige UnregelmaBigkeiten in der Trinkwasserlieferung auszu-
schlieBBen.

Die hiernach an den. einzubauenden Hydranten zur Verfligung stehenden
Léschwassermengen werden im Loschwasserbereitstellungsplan nach Ziffer 1.4
erganzt.

Die Mehrkosten flir die nach Ziffer 2.1 notwendige Leitungsdimensionierung
(Material- und Herstellungskosten) und erforderlichen Hydranten zur Bereit- stel-
lung der den 6rtlichen Verhaltnissen angemessenen Léschwasserversor- gung
tragt die Stadt.

Die Kosten fir die einzubauenden Hydranten tragen Stadt und Stadtwerke je zur
Halfte, wenn die Hydranten sowohl flir Zwecke der Trinkwasserversorgung als
auch zur Léschwasservorhaltung erforderlich sind. Die Kosten fir Hydranten, die
ausschlieBlich zur Léschwasservorhaltung eingebaut werden, tragt die Stadt.
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3.
Besondere Loschwasserversorgung

3.1

3.2

Die Stadt stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehdrde im Zusammenwirken mit
der zustandigen Brandschutzdienststelle insbesondere im Baugenehmigungs-
verfahren prift, ob im Einzelfall wegen einer erhdhten Brandlast oder Brand-
gefahrdung eine besondere Léschwasserversorgung erforderlich ist. Wird diese
Anforderung festgestellt, ist die Verpflichtung des Eigentimers, Besitzers oder
Nutzungsberechtigten flr diese besondere Léschwasserversorgung Sorge zu
tragen, durch eine brandschutzrechtliche Auflage zur Baugenehmigung auszu-
sprechen. Die Stadt informiert die Stadtwerke Uber diese Auflage.

Die Stadtwerke sind nicht verpflichtet, dem durch die Auflage beschwerten Ei-
gentimer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten die tber die ausrei-
chende Léschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG hinausgehende
Léschwassermenge ganz oder teilweise vorzuhalten.

4.
Kosten der Loschwasservorhaltung und -entnahme

4.1

4.2

Fir die standige Vorhaltung der an den Hydranten zur Verfligung stehenden
Léschwassermengen gemasB Ziffer 1.4 und Ziffer 2.3 zahlt die Stadt den Stadt-
werken ein monatliches Bereitstellungsentgelt in Hohe von ...... €, dessen Hbhe
jeweils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres Uberprift und ggf. angepasst
wird.

Fir die vonder Feuerwehr der Stadt zu Ubungs- und Brandbekampfungs- zwe-
cken aus den Hydranten entnommenen Léschwassermengen zahlt die Stadt
den Stadtwerken ein. Entnahmeentgelt in H6he von ...... €/m®, dessen Hohe je-
weils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres Uberprift und ggf. angepasst
wird. Ist eine Erfassung der enthommenen Léschwassermengen mittels geeich-
ter Messeinrichtungen nicht mdéglich, erfolgt die Verbrauchsermittlung durch
Schéatzung aufgrund der Angaben der Feuerwehr.

5.
Wartung und Instandhaltung der Hydranten

5.1

Wartung und Instandhaltung der Hydranten einschlieBlich der Einwinterungs-
arbeiten werden von den Stadtwerken im Rahmen der Wartung des Wasser-
versorgungsnetzes durchgefihrt.
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Die hierdurch entstehenden Kosten tragen Stadt und Stadtwerke je zur Halfte,
wenn die Hydranten sowohl der Trinkwasserversorgung als auch der Léschwas-
servorhaltung dienen. Die Kosten fir Hydranten, die ausschlieBlich der Lésch-
wasservorhaltung dienen, tragt die Stadt.

Die Stadt und ihre Bediensteten, insbesondere die Feuerwehr der Stadt, haben
den Stadtwerken festgestellte Funktionsméangel und / oder Schaden der Hydran-
ten unverzlglich mitzuteilen. Dies gilt auch flr Schaden an den Hydranten die
durch die Entnahme von Léschwasser zu Ubungs- und Brandbek@dmpfungszwe-
cken entstehen.

Die Anbringung von Hinweisschildern auf Hydrantenstandorte an Gebauden
und Grundstlcken und deren Kontrolle obliegen der Stadt.

6

Umfang der L6schwasservorhaltung, Benachrichtigung bei Unterbrechungen

6.1

6.2

Die Stadtwerke sind verpflichtet, Loschwasser nach MaBgabe des Léschwasser-
bereitstellungsplanes an den hierflir vorgesehenen Hydranten jederzeit zur Ver-
flgung zu stellen. Dies gilt nicht soweit und solange der Verband an der Vorhal-
tung durch héhere Gewalt oder sonstige Umstande, deren Beseitigung dem
Verband wirtschaftlich nicht zumutbar sind, gehindert ist.’

Die Léschwasservorhaltung kann durch die Stadtwerke unterbrochen werden,
soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten am Wasserversor-
gungsnetz erforderlich ist. Die Stadtwerke werden die Feuerwehr ber jede be-
absichtigte Unterbrechung rechtzeitig informieren. Unvorgesehene Unter-
brechungen werden die Stadtwerke unverziiglich der Feuerwehr mitteilen. Die
Feuerwehr richtet hierflr eine Telekommunikationsverbindung ein, die eine je-
derzeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch die Stadtwerke ge-
wahrleistet.

7.
Léschwasserentnahmen durch die Feuerwehr

7.1

Léschwasserentnahmen zu Ubungszwecken kdnnen nur nach vorheriger Ab-
sprache Uber Ort, Zeit und Léschwassermenge mit den Stadtwerken durch-
geflihrt werden. Die Stadtwerke sind berechtigt, jederzeit diese Léschwasser-
entnahmen zu untersagen, wenn dies zur Sicherstellung der Trinkwasserver-
sorgung notwendig ist.

Als sonstiger Umstand gilt insbesondere der teilweise oder vollsténdige Ausfall der Wasserlie-
ferung des evtl. Vorlieferanten des Verbandes; dieser misste dann im Vertrag genau genannt
werden.
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Notwendige Loschwasserentnahmen zu Brandbekdmpfungszwecken sind den
Stadtwerken unverzlglich von der Feuerwehr vor Aufnahme der Brandbe-
kampfung mitzuteilen. Die Benachrichtigung erfolgt durch die Einsatzleitung der
Feuerwehr. Die Stadtwerke richten hierfir eine Telekommunikationsverbindung
ein, die eine jederzeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch die
Feuerwehr gewahrleistet.

Notwendige Léschwasserentnahmen zu Brandbekdmpfungszwecken sind von
der Feuerwehr an den Hydranten nurim Rahmen der nach dem Léschwas- ser-
bereitstellungsplan méglichen Léschwassermengen vorzunehmen. Benétigt die
Feuerwehr im Einzelfall dartber hinausgehende Loschwassermengen, sind die
Stadtwerke unverzlglich zu informieren.

Bei Léschwasserentnahmen zu Ubungs- und Brandbekampfungszwecken tragt
die Feuerwehr daflir Sorge, dass Stérungen der angeschlossenen Trink- was-
serkunden oder stérende Rickwirkungen auf Einrichtungen der Stadtwerke oder
Dritter oder Ruckwirkungen auf die Trinkwassergilte ausgeschlossen sind..

Nach Beendigung der Léschwasserentnahmen sind die zur Léschwasserent-
nahme beanspruchten Hydranten von der Feuerwehr ordnungsgeman zu si-
chern. Der Zeitraum der L6schwasserentnahme, die in Anspruch genommenen
Hydranten und das eingesetzte feuerwehrtechnische Gerat (Schlauche, Armatu-
ren etc.) sind den Stadtwerken schriftlich mitzuteilen.

8.
Koordinierungsstab

Stadtwerke und Stadt richten einen Koordinierungsstab ein, der aus Mitarbeitern der
Stadtwerke, Bediensteten des Ordnungs- und Bauamtes der Stadt sowie Angehdrigen
der Feuerwehr besteht und dessen Aufgabe es ist, die nach diesem Vertrag bestehen-
de gemeinsame Aufgabenerfullung durch die Stadtwerke und die Stadt loyal, unbiro-
kratisch und fachlibergreifend zu gewahrleisten.

Blrgermeister
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Vereinbarung

zwischen

der Stadt...............
- vertreten durch den Stadtdirektor -

- Stadt -

und

der Stadtwerke ............. GmbH
- vertreten durch den Geschaftsfuhrer -

- Stadtwerke -

uber die
Bereitstellung und Entnahme von Loschwasser
aus dem leitungsgebundenen Wasserversorgungssystem
der Stadtwerke
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Praambel

Der Stadt obliegt nach den §§ 1 Abs. 1,2 Abs. 1 und 2 Nr. 1 und 21 Abs. 1 Satz 1 des
Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (Brandschutzge-
setz - BrSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Juni 2001 (GVBI. LSA S.
190), die pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe der Gefahrenabwehr, MaBnahmen zur
Verhitung von Branden zu treffen und eine ausreichende Léschwasserversorgung auf
eigene Kosten sicherzustellen.

Die Stadtwerke sind aufgrund des Konzessionsvertrages mit der Stadt vom .......... be-
rechtigt und verpflichtet, die éffentliche Wasserversorgung iber ein leitungsgebun-
denes Versorgungsnetz in 6ffentlichen StraBen, Wegen, Platzen und Briicken der
Stadt sicherzustellen und jedermann an dieses Wasserversorgungsnetz anzuschlie-
Ben und hieraus zu versorgen.

Da die der Stadt derzeit zur Verfigung stehenden Ldschwasserbereitstellungs-
kapazitaten auBerhalb des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes des Ver-
bandes zur Sicherstellung der ausreichenden Léschwasserversorgung nicht aus-
reichen, vereinbaren Gemeinde und Verband nach MaBgabe der nachstehenden Be-
stimmungen folgende Bereitstellung von Léschwasser Uber das leitungsgebundene
Wasserversorgungsnetz der Stadtwerke:

§1

Ermittlung der vorhandenen Léschwassermengen

(1) Auf der Grundlage einer Loschwasserbedarfsanalyse der Stadt fur ihr Gebiet
und des Rohrnetzplanes der Stadtwerke ermitteln die Stadtwerke zum ....... die
Léschwassermengen die aus den vorhandenen Entnahmestellen (Hydranten)
des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes entnommen werden kén-
nen.

(2)  Die Léschwasserbedarfsanalyse der Stadt umfasst den Léschwasserbedarf, der
zur Sicherstellung der den 6értlichen Verhaltnissen angemessenen Grundversor-
gung mit Léschwasser notwendig ist. Grundlage hierfiir sind die Anforderungen
an den Grundschutz nach MaBgabe des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereit-
stellung von Léschwasser durch die 6ffentliche Trinkwasserversorgung).

(3) Die Stadtwerke ermitteln die an den vorhandenen Hydranten zur Verfligung ste-
henden Loschwassermengen unter Berlcksichtigung der jederzeit fir die Ge-
wahrleistung der Anschluss- und Versorgungspflicht der Trinkwasserversorgung
notwendigen Wassermengen.

4) Die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfligung stehenden L&sch-
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wassermengen werden in einem Léschwasserbereitstellungsplan verzeichnet,
der als Anlage 1 Bestandteil dieses Vertrages ist.

Reichen die hiernach an den vorhandenen Hydranten zur Verfligung stehen-
den Léschwassermengen nicht zur vollstandigen Deckung der zur Sicherstel-
lung der ausreichenden Léschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrschG
aus, kénnen Stadt und Stadtwerke eine entsprechende Verstarkung des lei-
tungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und / oder des Einbaus weiterer
Hydranten vereinbaren, soweit hierdurch hygienische Beeintrachtigungen der
Beschaffenheit des vom Verband zu liefernden Trinkwassers oder sonstige
UnregelmaBigkeiten in der Trinkwasserlieferung ausgeschlossen sind. Die Kos-
ten der Verstarkung des leitungsgebundenen Wasserversorgungsnetzes und /
oder des Einbaus weiterer Hydranten tragt die Stadt.

§2

Ermittlung kiinftig notwendiger L6schwassermengen

Ergeben sich durch die Erschlie Bung von Neubaugebieten oder sonstige stadte-
bauliche MaBnahmen weitere Pflichten der Stadt zur Sicherstellung ausreichen-
den Léschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG wird die erforderliche
Dimensionierung des Wasserversorgungsnetzes zur Trinkwasserversorgung und
Léschwasserbereitstellung sowie der erforderlichen Hydranten gemeinsam von
Gemeinde und Verband im Rahmen der Bauleitplanung festgelegt. Grundlage
hierfir sind ebenfalls die Anforderungen an den Grundschutz nach MaBgabe
des DVGW-Arbeitsblattes W 405 (Bereitstellung von Léschwasser durch die 6f-
fentliche Trinkwasserversorgung).

Bei der Festlegung der vorzuhaltenden Léschwassermengen sind hygienische
Beeintrachtigungen der Beschaffenheit des von den Stadtwerken zu liefernden
Trinkwassers oder sonstige UnregelmaBigkeiten in der Trinkwasserlieferung
auszuschlieBen.

Die hiernach an den einzubauenden Hydranten zur Verfligung stehenden
Léschwassermengen werden durch Ergédnzung des Léschwasserbereitstel-
lungsplans nach § 1 Abs. 4 Bestandteil dieses Vertrages.

Die Mehrkosten fur die zur Vorhaltung der nach § 2 Abs. 3 vereinbarten Lésch-
wassermengen notwendige Leitungsdimensionierung (Material- und Herstel-
lungskosten) tragt die Stadt.

Die Kosten fiir die einzubauenden Hydranten tragen Stadt und Stadtwerke je zur
Halfte, wenn die Hydranten sowohl fir Zwecke der Trinkwasserversorgung als
auch zur Léschwasservorhaltung erforderlich sind. Die Kosten fir Hydranten, die
ausschlieBlich zur Léschwasservorhaltung eingebaut werden, tragt die Stadt.
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§3

Besondere Loschwasserversorgung

Die Stadt stellt sicher, dass die Bauaufsichtsbehdrde im Zusammenwirken mit
der zustandigen Brandschutzdienststelle insbesondere im Baugenehmigungs-
verfahren prift, ob im Einzelfall wegen einer erhdhten Brandlast oder Brand-
gefahrdung eine besondere Léschwasserversorgung erforderlich ist. Wird diese
Anforderung festgestellt, ist die Verpflichtung des Eigentimers, Besitzers oder
Nutzungsberechtigten flr diese besondere Léschwasserversorgung Sorge zu
tragen, durch eine brandschutzrechtliche Auflage zur Baugenehmigung auszu-
sprechen. Die Stadt informiert die Stadtwerke Uber diese Auflage.

Die Stadtwerke sind nicht verpflichtet, dem durch die Auflage beschwerten Ei-
gentimer, Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten die tGber die ausrei-
chende Léschwasserversorgung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 BrSchG hinausgehende
Léschwassermenge ganz oder teilweise vorzuhalten.

§4

Kosten der Loschwasservorhaltung und —entnahme

Fir die standige Vorhaltung der an den Hydranten zur Verfligung stehenden
Léschwassermengen gemaB § 1 Abs. 4 und § 2 Abs. 3 dieses Vertrages zahlt
die Stadt den Stadtwerken ein monatliches Bereitstellungsentgelt in Ho6he von
...... €, dessen Hohe jeweils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres tGberprift
und ggf. angepasst wird.

Fir die von der Feuerwehr der Stadt zu Ubungs- und Brandbekadmpfungs-
zwecken aus den Hydranten entnommenen Léschwassermengen zahlt die Stadt
den Stadtwerken ein. Entnahmeentgelt in H6he von ...... €/m®, dessen Hohe je-
weils zu Beginn eines neuen Wirtschaftsjahres Uberprift und ggf. angepasst
wird. Ist eine Erfassung der entnommenen Léschwassermengen mittels geeich-
ter Messeinrichtungen nicht mdéglich, erfolgt die Verbrauchsermittlung durch
Schéatzung aufgrund der Angaben der Feuerwehr.

§5

Wartung und Instandhaltung der Hydranten

Wartung und Instandhaltung der Hydranten einschlieBlich der Einwinterungs-
arbeiten werden von den Stadtwerken im Rahmen der Wartung des Wasser-
versorgungsnetzes durchgeflhrt.
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Die hierdurch entstehenden Kosten tragen Stadt und Stadtwerke je zur Halfte,
wenn die Hydranten sowohl der Trinkwasserversorgung als auch der Léschwas-
servorhaltung dienen. Die Kosten fir Hydranten, die ausschlieBlich der Lésch-
wasservorhaltung dienen, tragt die Stadt.

Die Stadt und ihre Bediensteten, insbesondere die Feuerwehr der Stadt, haben
den Stadtwerken festgestellte Funktionsméangel und/oder Schaden der Hydran-
ten unverzlglich mitzuteilen. Dies gilt auch flr Schaden an den Hydranten die
durch die Entnahme von Ldschwasser zu Ubungs- und Brandbe-
kampfungszwecken entstehen.

Die Anbringung von Hinweisschildern auf Hydrantenstandorte an Gebauden
und Grundstlicken und deren Kontrolle obliegen der Stadt.

Umfang der L6schwasservorhaltung, Benachrichtigung bei Unterbrechungen

§6

(1)

Die Stadtwerke sind verpflichtet, Loschwasser nach MaBgabe des Léschwasser-
bereitstellungsplanes an den hierflir vorgesehenen Hydranten jederzeit zur Ver-
flgung zu stellen. Dies gilt nicht soweit und solange der Verband an der Vorhal-
tung durch héhere Gewalt oder sonstige Umstande, deren Beseitigung dem
Verband wirtschaftlich nicht zumutbar sind, gehindert ist.’

Die Léschwasservorhaltung kann durch die Stadtwerke unterbrochen werden,
soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten am Wasserversor-
gungsnetz erforderlich ist. Die Stadtwerke werden die Feuerwehr ber jede be-
absichtigte Unterbrechung rechtzeitig informieren. Unvorgesehene Unter-
brechungen werden die Stadtwerke unverziiglich der Feuerwehr mitteilen. Die
Feuerwehr richtet hierflr eine Telekommunikationsverbindung ein, die eine je-
derzeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch die Stadtwerke ge-
wahrleistet.

§7

Léschwasserentnahmen durch die Feuerwehr

Léschwasserentnahmen zu Ubungszwecken kdnnen nur nach vorheriger Ab-
sprache Uber Ort, Zeit und Léschwassermenge mit den Stadtwerken durch-
geflihrt werden. Die Stadtwerke sind berechtigt, jederzeit diese Léschwasser-
entnahmen zu untersagen, wenn dies zur Sicherstellung der Trinkwasserver-
sorgung notwendig ist.

Als sonstiger Umstand gilt insbesondere der teilweise oder vollsténdige Ausfall der Wasserlie-
ferung des evtl. Vorlieferanten des Verbandes; dieser misste dann im Vertrag genau genannt
werden.
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Notwendige Léschwasserentnahmen zu Brandbekdmpfungszwecken sind den
Stadtwerken unverzlglich von der Feuerwehr vor Aufnahme der Brandbe-
kampfung mitzuteilen. Die Benachrichtigung erfolgt durch die Einsatzleitung der
Feuerwehr. Die Stadtwerke richten hierfir eine Telekommunikationsverbindung
ein, die eine jederzeitige Entgegennahme diese Benachrichtigung durch die
Feuerwehr gewahrleistet.

Notwendige Léschwasserentnahmen zu Brandbekdmpfungszwecken sind von
der Feuerwehr an den Hydranten nur im Rahmen der nach dem Ldschwas-
serbereitstellungsplan méglichen Léschwassermengen vorzunehmen. Bendtigt
die Feuerwehr im Einzelfall dariber hinausgehende Léschwassermengen, sind
den Stadtwerken unverziglich zu informieren.

Bei Léschwasserentnahmen zu Ubungs- und Brandbekampfungszwecken tragt
die Feuerwehr dafir Sorge, dass Stdérungen der angeschlossenen Trink-
wasserkunden oder stérende Ruckwirkungen auf Einrichtungen der Stadtwerke
oder Dritter oder Rickwirkungen aufdie Trinkwassergute ausgeschlossen sind.

Nach Beendigung der Léschwasserentnahmen sind die zur Loschwasserent-
nahme beanspruchten Hydranten von der Feuerwehr ordnungsgeman zu si-
chern. Der Zeitraum der L6schwasserentnahme, die in Anspruch genommenen
Hydranten und das eingesetzte feuerwehrtechnische Gerat (Schlauche, Armatu-
ren etc.) ist den Stadtwerken schriftlich mitzuteilen.

§8
Haftung

Die gegenseitige Haftung der Stadtwerke und der Stadt ist auf Vorsatz und gro-
be Fahrlassigkeit beschrankt.

Stadtwerke und Stadt stellen sich gegenseitig von Anspriichen Dritter, die auf-
grund von Haftungsursachen in der Verantwortungssphéare der Stadtwerke ge-
gen die Stadt und umgekehrt geltend gemacht werden, frei. Diese Freistellung
umfasst auch eventuelle Prozesskosten.

Bestehen Uber diese Freistellung hinausgehende Versicherungsanspriiche, wer-
den diese hiermit, soweit méglich, abgetreten. Stadtwerke und Stadt nehmen
diese Abtretung wechselseitig an.

§9

Koordinierungsstab

Stadtwerke und Stadt richten einen Koordinierungsstab ein, der aus Mitarbeitern der
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Stadtwerke, Bediensteten des Ordnungs- und Bauamtes der Stadt sowie Angehdrigen
der Feuerwehr besteht und dessen Aufgabe es ist, die nach diesem Vertrag bestehen-
de gemeinsame Aufgabenerfillung durch die Stadtwerke und die Stadt loyal, unblro-
kratisch und fachlUbergreifend zu gewahrleisten.

) §10
Anderung der wirtschaftlichen Verhaltnisse

Tritt nach VertragsabschluB eine wesentliche Veranderung der rechtlichen und tat-
sachlichen Verhaltnisse ein, die bei Abschluss dieses Vertrages mafBgebend waren,
und sind infolgedessen die gegenseitigen Verpflichtungen der Stadtwerke und der Stadt
in ein grobes Missverhaltnis geraten, werden Stadtwerke und Stadt eine angemessene
Anpassung des Vertrages an die geanderten Verhaltnisse herbeiflihren.

§ 11
Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen

Sollte eine der in diesem Vertrag enthaltenen Bestimmungen unwirksam sein oder wer-
den, wird die Wirksamkeit der Gibrigen Bestimmungen dadurch nicht beriihrt. Stadtwer-
ke und Stadt verpflichten sich jedoch, eine unwirksame Bestimmung durch eine wirk-
same, der unwirksamen Bestimmung moglichst gleichkommende Bestim- mung, zu er-
setzen.

§12
Schlussbestimmungen

(1) Die Stadtwerke verpflichten sich fiir jeden Fall der Rechtsnachfolge durch ein
anderes Unternehmen, ihre Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf den
Rechtsnachfolger mit der MaBgabe zu Gbertragen, dass auch dieser seine Nach-
folger wiederum entsprechend verpflichtet.

(2)  Anderungen und Erganzungen des Vertrages bedurfen der Schriftform, soweit
nicht die notarielle Beurkundung der Anderungen und Erganzungen gesetzlich
vorgeschrieben ist, sowie der ausdriicklichen Bezugnahme auf diesen Vertrag.

(8)  Stadtwerke und Stadt erhalten je eine Ausfertigung des Vertrages sowie kunf-
tiger Anderungen und Erganzungen.

4) Der Vertrag tritt nach zustimmender Beschlussfassung der Stadtverordneten-
versammlung der Stadt und des Aufsichtsrates der Stadtwerke mit seiner Unter-
zeichnung durch die Stadt und die Stadtwerke in Kraft.
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Nr. 421
Anmerkung zum Urteil des OVG LSA vom 21.08.2018 — Az.: 4 K 221/15
(zu KNSA 453/2018 in dieser Ausgabe)

In unserem KNSA-Beitrag 453/2018 in dieser Ausgabe haben wir in das Urteil des Oberverwal-
tungsgerichtes des Landes Sachsen-Anhalt (OVG LSA) vom 21.08.2018 — Az.: 4 K 221/15 — verof-
fentlicht. Das OVG LSA greift in dieser Entscheidung sowohl in seinen Leitsatzen als auch in der
umfassenden Urteilsbegriindung eine Vielzahl von Problemfragen im Zusammenhang mit der Bei-
tragserhebung fir 6ffentliche leitungsgebundene Einrichtungen auf. An dieser Stelle setzen wir uns
mit der im ersten Leitsatz formulierten Auffassung des OVG LSA auseinander, dass in Folge der
Beitragserhebungspflicht des 8 6 Abs. 1 Satz 1 KAG LSA bei Herstellungsbeitrdgen grundsatzlich
ein aufwandsdeckender Beitragssatz festgesetzt werden muss.

Eine bewusste Finanzierungsentscheidung, mit der auf eine eigentlich mogliche Aufwandsdeckung
durch Beitrége aus (sozial-) politischen oder damit vergleichbaren Griinden oder aufgrund einer
Fehleinschatzung zur Aufwandsdeckung durch Gebiihren verzichtet wird, halt das Gericht fur nicht
zuléssig. Allerdings dirfe die beitragserhebende Korperschaft einen ,,Sicherheitsabstand* zwischen
festgesetztem und hochst zuldssigem Beitragssatz vornehmen und eine unter 100 % liegende De-
ckungsquote festsetzen, ohne insoweit eine spezifische Begriindung zu den konkreten Risiken geben
zu miissen. Dieser ,,Sicherheitsabstand* liege bei bis zu 20 %, sodass eine aus Vorsorgegesichtspunk-
ten festgesetzte Deckungsquote zwischen 80 % und 100 % erlaubt sei.

Eine noch niedrigere Deckungsquote sei allerdings selbst unter Berufung auf spezifische Risiken
nicht zuldssig. Eine Uberschreitung des ,,Sicherheitsabstandes* von bis zu 20 % habe eine Verletzung
der Beitragserhebungspflicht zur Folge und fiihre zur Nichtigkeit des Beitragssatzes und damit zur
Nichtigkeit der gesamten Beitragssatzung. Ausdrucklich wendet sich das Gericht in diesem Urteil
von der zuvor vom ersten Senat vertretenen Rechtsauffassung ab, dass es allein darauf ankédme, dass
der festgesetzte Beitragssatz im Ergebnis nicht dem Aufwandsuberschreitungsverbot widerspricht.

Aus verschiedenen Griinden betrachten wir diese Rechtsprechung kritisch. Richtig ist, dass 8 6 Abs.
1 KAG LSA eine Beitragserhebungspflicht normiert. Bei der Interpretation der gesetzlichen Rege-
lungen, ist unseres Erachtens insbesondere vor dem Hintergrund der Gesetzeshistorie auch ein ande-
res Ergebnis vertretbar. So schrénkt zundchst § 6 Abs. 1 zweiter Halbsatz die Beitragserhebungs-
pflicht ein, dass die Beitragserhebungspflicht nur insoweit besteht, als der Aufwand nicht durch Ge-
bihren gedeckt ist oder ein privatrechtliches Entgelt gefordert wird.

Das OVG LSA nimmt an, dass gleichwohl aus der Gesetzessystematik sowie dem Sinn und Zweck
des Gesetzes folge, dass grundsatzlich ein aufwandsdeckender Beitrag festgesetzt werden miisse. Das
Gericht geht dabei davon aus, dass mit der Verpflichtung zur Aufwandsdeckung der kommunalhaus-
haltsrechtlichen Forderung Rechnung getragen werde, dass die Kommunen die zur Erfullung ihrer
Aufgaben erforderlichen Finanzmittel aus Entgelten fiir ihre Leistungen, soweit dies vertretbar und
geboten ist, und im Ubrigen aus Steuern zu beschaffen haben, soweit die sonstigen Finanzmittel nicht
ausreichen.

8 99 Abs. 2 Nr. 1 KVG LSA schreibt den Kommunen prioritar vor, dass sie die zur Erftllung ihrer
Aufgaben erforderlichen Finanzmittel aus Entgelten fir ihre Leistungen zu erheben haben. Sowohl
Gebdlhren als auch Beitrdge stellen derartige Leistungsentgelte dar. Eine VVor- oder Nachrangigkeit
der einen oder anderen dieser Finanzierungsquellen schreibt die Kommunalverfassung nicht vor.
Mithin kann davon ausgegangen werden, dass Beitrags- und Gebuhrenerhebung grundsétzlich gleich-
rangige Refinanzierungsquellen fiir die Kommunen oder auch fiir Zweckverbénde darstellen. Auch
vor dem Hintergrund der Gesetzeshistorie erscheint diese Sichtweise plausibler. So sah der Gesetz-
entwurf der Landesregierung vom 01.11.1995 (Drs. 2/1556) unter § 6 Abs. 1 nicht nur die ausdrick-
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liche Regelung einer Beitragserhebungspflicht vor. Im letzten Halbsatz des 8 6 Abs. 1 sollte ur-
sprunglich geregelt werden, dass von den Investitionskosten fir leitungsgebundene Einrichtungen
héchstens 50 v. H. durch einmalige Beitrage refinanziert werden dirfen. In 8 6 Abs. 1 S. 2 sollte aus-
dricklich darauf hingewiesen werden, dass dartiberhinausgehende Investitionskosten aus laufenden
Benutzungsgebuhren in Form von Abschreibungen und kalkulatorischen Zinsen zu refinanzieren
sind. Der Gesetzesbegriindung war hierzu zu entnehmen, dass hierdurch die oft sehr hohen einmali-
gen Belastungen gemindert werden sollten. Durch das Umlegen auf Geblhren ergebe sich eine gro-
Rere Verteilungswirkung.

Die Landesregierung verglich die Situation bei den leitungsgebundenen Einrichtungen mit der Ab-
fallbeseitigung, in der sich Gesetzgeber und Rechtsprechung von dem Gedanken leiten lieRen, dass
der Mensch den Abfall produziert; das Abfallaufkommen somit von der Zahl der Personen eines
Haushaltes und nicht von der Frage abhangig sei, ob diese Personen zufalligerweise auf einem Klei-
nen oder groRen Grundstiick wohnen. Die Interessenlage sei bei 6ffentlichen Einrichtungen nicht
grundséatzlich anders. AuBerdem wurde darauf verwiesen, dass sich mit dem Ruckgriff auf einen
(teilweise) Beitragsverzicht und héhere Geblhrenerhebungen auch im Lande auftretende Problemfal-
le 16sen lieRen. Bei einer ganz oder teilweisen Umlegung der Kosten auf Gebuhren bei gleichzeiti-
gem Verzicht auf Beitrage entfalle das Problem der stark unterschiedlichen Kostenbelastung zwi-
schen Alt- und NeuanschlieRern. Durch das Beitragserhebungsverbot in Hohe der Halfte der Kosten,
habe man diesen Weg teilweise vorgeben wollen.

Daraus, dass dieser Anderungsvorschlag der Landesregierung nicht in das Gesetz eingeflossen ist,
lasst sich unseres Erachtens jedoch nicht ableiten, dass der Gesetzgeber hiermit grundsétzlich die
vollstandige Deckung der erforderlichen Investitionsaufwendungen tber einen Beitrag beabsichtigte.
Denn mit diesem Gesetz wurde in 8 6 Abs. 5 durch einen neuen Satz 6 auch geregelt, dass fir Ein-
richtungen der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung durch die Landkreise und Gemeinden
Grenzwerte flr eine vertretbare Beitragsbelastung festgesetzt werden kénnen. Insoweit unterscheidet
sich die Rechtslage in Sachsen-Anhalt von der in Bezug genommenen Rechtslage in Mecklenburg-
VVorpommern (Driehaus, Kommentar zum Kommunalabgabenrecht, 8 8 Rn. 1617).

Dem Plenarprotokoll vom 25.04.1996 ist hierzu zu entnehmen, dass es in den betreffenden Paragra-
fen um Grenzen der Beitragsbelastungen geht. Genau genommen, so fiihrte der damalige Minister
des Inneren, Herr Dr. Puschel aus, habe der Satz die Funktion eines Appells an die Satzungsgeber,
vertretbare Obergrenzen zu berlcksichtigen. Es gehe um insgesamt vertretbare Beitragsgrenzen.
Weiter ist dem Protokoll zu nehmen, dass die CDU, so der Abgeordnete Herr Becker, habe verhin-
dern kénnen, dass der kommunale Gestaltungsspielraum weiter eingeengt wird. Als Beispiel hierfur
benannte der Abgeordnete die in 8 6 Abs. 1 urspriinglich vorgesehene Grenze, dass die Investitionen
zu einem Anteil von 50 % Uber Beitrage und zu einem Anteil von 50 % uber Gebiihren abzuwickeln
sind. Danach ging es bei der Nichtaufnahme dieses Anderungsvorschlages also gerade nicht darum
den Gestaltungsspielraum der Aufgabentrager prioritar auf eine aufwandsdeckende Beitragserhebung
zu begrenzen, sondern im Gegenteil darum, den Gestaltungsspielraum nicht in dieser Art und Weise
einzuengen.

Aber auch im Kontext zu den in § 5 zeitgleich vorgenommenen Anderungen erscheint die enge
Sichtweise des Gerichtes als nicht sachgerecht. In 8 5 wurde geregelt, dass Abschreibungen aus-
schlieRlich auf Basis der Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt werden und in die Gebuh-
renkalkulation einflieRen kdnnen; zumindest bis zu einem damals auf den 31.12.2000 festgelegten
Zeitpunkt. Aullerdem wurden zeitgleich unter anderem Beitrége als Abzugskapital von diesen An-
schaffungs- und Herstellungskosten definiert. Die Annahme, dass die Beitragserhebungspflicht forde-
re, Investitionsaufwendungen grundséatzlich vollstdndig Uber Beitrdge zu refinanzieren, wirde im
Ergebnis demnach dazu flihren, dass Abschreibungen fur leitungsgebundene Einrichtungen grund-
satzlich nicht anfallen kénnen. Laut Gesetzesbegriindung ist der Gesetzgeber bei den Neuregelungen
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in 8 5 aber davon ausgegangen, dass die Systematik der Finanzierung einer leitungsgebundenen Ein-
richtung davon ausgeht, dass eine Anlage zur Verfligung gestellt wird, die von den Anschlussneh-
mern und eventuell vom Staat sofort (in Form von Beitrdgen und Zuwendungen) oder Zug um Zug
(in Form von Gebuhren) refinanziert wird.

Der Gesetzgeber selbst ging demnach bei der Neuregelung von einem Nebeneinander der Refinanzie-
rungsmaoglichkeiten von Investitionskosten in Form von Beitrdgen oder ber Gebiihren aus.

Richtig ist die Annahme, dass die gesetzliche Formulierung einer Beitragserhebungspflicht dazu fuh-
ren muss, dass die Investitionskosten zumindest tberwiegend in Form von Beitragen refinanziert
werden. Darlber hinaus sehen wir aber im Kontext zur Historie dieses Gesetzes einen Spielraum flr
die Aufgabentrager zur Festsetzung einer politisch gewilnschten Aufwandsunterdeckung bei der Bei-
tragserhebung mit dem Ergebnis, dass die Investitionsaufwendungen im Ubrigen uiber in der Gebiih-
renkalkulation zu berticksichtigende Abschreibungen nachtraglich refinanziert werden kénnen. Dies
erscheint auch unproblematisch, da insbesondere die Nutzer der 6ffentlichen Einrichtungen und nicht
nur zwingend der Eigentlimer eines Grundstiickes einen Vorteil aus dieser Einrichtung ziehen. Im
Ubrigen konnte vor dem Hintergrund der ausgesetzten Abschreibung von Wiederbeschaffungszeit-
werten nur so sichergestellt werden, dass die Nutzer der Einrichtung Gberhaupt an deren Investitions-
kosten beteiligt werden. Bei einer vollstandigen Deckung der Investitionsaufwendungen uber Beitra-
ge wiirden unter diesen Pramissen keine Abschreibungen erwirtschaftet, sodass auch im Falle der
Erneuerung Abschreibungserlose zur Refinanzierung der aus den Erneuerungsbeitrdgen erwachsenen
Beitragslast nicht zur Verfiigung stiinde. Dieses Ergebnis liefe den aus der Gesetzesbegrindung er-
sichtlichen Motiven des Gesetzgebers vollstandig zuwider.

Zwar erkennt das OVG durch seinen auf 20 % beschrénkten Sicherheitsabstand eine Unterschreitung
der vollstandigen Aufwandsdeckung ohne spezifische Begriindung an, lehnt aber eine noch niedrige-
re Deckungsquote selbst unter Berufung auf spezifische Risiken als unzul&ssig ab. Diese Einschrén-
kung wird unseres Erachtens dem Spielraum, welchen der Gesetzgeber den Kommunen bzw. Aufga-
bentrager Uberlassen wollte, nicht gerecht.

KNSA 421/2018 vom 24.10.2018  pa-kr
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Urteil des Oberverwaltungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt vom 21.08.2018
(4 K 221/15) — HB Il — Pflicht zur Beitragserhebung

Sehf geehrte Damen und Herggn,

sd[u Uﬁj feus 0,4 ,

das Obgfverwaltungsgeéricht Sachsen-Anhalt hat mit seinem spektakuldren Urteil vom
21.08.2018 erstmals und konkret festgestellt, dass im Land Sachsen-Anhalt eine volle Beitrags-
erhebungspflicht fur leitungsgebundene Einrichtungen besteht. Wahrend bisher davon ausge-
gangen werden konnte, dass der hdchstzulassige Beitragssatz nicht ausgeschépft zu werden
brauchte, muss nunmehr konstatiert werden, dass samtliche Investitionen (besser: samtlicher

Aufwand) durch Beitrage abzudecken sind.

Wir haben erhebliche Zweifel daran, ob diese Auffassung ihre Stiitze auch tatsachlich im Gesetz
findet. Da es sich beim KAG LSA eindeutig um Landesrecht handelt, kann mit ziemlicher Sicher-
heit davon ausgegangen werden, dass das Bundesverwaltungsgericht eine Beschwerde auf Zu-
lassung der Revision (aller Voraussicht nach) ablehnen wird, wenn es nicht gelingen sollte, z. B.
die grundsatzliche Bedeutung der Rechtssache tber Sachsen-Anhalt hinaus zu begriinden.

In diesem Fall musste davon ausgegangen werden, dass nicht nur bei der reguldaren Anschaf-
fungs- und Herstellungsbeitragserhebung, sondern insbesondere auch beim (eigentlich erledig-

ten) Herstellungsbeitrag Il fur die Aufgabentrager erhebliche Probleme auftreten werden.

Denn es ergibt sich eine Vielzahl von Fragestellungen, die klarungsbedurftig sind:

BREMEN (HAUPTSITZ) POTSDAM (ZWEIGSTELLE) SCHWERIN (ZWEIGSTELLE) (1) auch Fachanwalt / Fachanwdltin fiir Verwaltungsrecht
Flughafenallee 20 Wetzlarer Strabe 30 ZeppelinstraBe 1 (2) auch Fachanwall fiir Vergaberecht
D-28199 Bremen D-14482 Potsdam D-19061 Schwerin (3) AnwallMediator (DAA)
Tel.: 0421 / 3 35 36-0 Tel.: 0331 /7 47 43-0 Tel.: 0385 / 2 08 96-36 (4) Tétigkeitsschwerpunkt: Vergaberecht
Fax: 0421 / 3 35 36-33 Fax: 0331 /747 43-33 Fax: 0385 /2 08 96-20 (5) Tatigkeitsschwerpunki: Wasserverbandsrecht
(6) Tatigkei erpunkt: Bau- und Archi ht
@ L agler der HS B n

Rechtsanwalte Steuerberater Wirlschaftspriifer
GKMP Pencereci Parinerschafisgesellschaft mbB
Parinerschaftsregisier Amisgericht Bremen Nr. PR 72
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- Mussen und durfen die Auftraggeber jetzt Beitrdge ,nacherheben®?

- Wenn dies der Fall ist, wer ist dann Beitragsschuldner?

- Sollten die Anspriiche zwischenzeitlich verjahrt sein, kann und muss dann ein Ausgleich
der ,Deckungslticke* durch Gebuhren oder gar Umlagen erfolgen?

- Miussen Aufgabentrager schon bestehende Beitragsbescheide aufheben oder aber ergén-
zen?

- Muss es dort, wo es Beitrags- und Nichtbeitragszahler parallel gibt, trotz der erstinstanzli-
chen Rechtsprechung in Sachsen-Anhalt unterschiedlich hohe Gebiihren geben (gesplit-
tete Gebuhren)?

- Wie wirkt sich das Urteil auf das Vertrauen in die Aufgabentrager aus (es wird sich auswir-
ken!)?

Sollten Sie hier keine Probleme mit der Beitrags- und Gebuhrenerhebung haben: Herzlichen
Gluckwunsch!

Sonst gilt:
All dies kann dazu fihren, dass insbesondere auch im politischen Raum der Druck erheblich

wird. Dies betrifft nicht nur die Landesregierung und den Landtag, sondern auch die ortlichen
Gremien. Gerade vor dem Hintergrund der in vielen Bundeslandern stattfindenden Diskussion
um die generelle Abschaffung von StraRenbaubeitrédgen wird auch versucht, im Recht der lei-
tungsgebundenen Einrichtungen die Beitragserhebung infrage zu stellen.

Ihnen ist sicherlich die Situation in Brandenburg bekannt. Fur das Land Brandenburg hat das
Bundesverfassungsgericht im Jahre 2015 entschieden, dass die sog. ,AltanschlieRerbeitragsver-
anlagung“ zwar héatte erfolgen mussen, allerdings in vielen Fallen wegen der Verjahrung von
Anspriichen nicht hatte erfolgen durfen. Dort gibt es teilweise Lésungen, allerdings sind diese
mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden, insbesondere, weil Beitragsvorgénge aus der Ver-
gangenheit schwer oder gar nicht zu korrigieren sind.

Wir verfiigen insbesondere aufgrund der Beratung zahlreicher Aufgabentrager und der Landes-
regierung im Land Brandenburg (und in acht weiteren Bundeslandern) Uber umfangreiche Erfah-
rung im Umgang mit dieser tatsachlich und rechtlich sehr schwierigen Situation.

Deshalb bieten wir lhnen an, in einem Informationsgesprach Losungsmoglichkeiten fur die
Thematik aufzuzeigen.

Wenden Sie sich deshalb fir die Vereinbarung eines solchen Gespraches mit dem Unterzeichner
gerne an Frau Susan Klee in unserem Potsdamer Biiro (0331/74 74 3-0) oder Frau Petra Weidert
und Frau Christiane FrerKs [0421/33 53 6-0).

Mit freund)i€hen Grifien
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AltanschlieBer in Brandenburg - erstes Berufungsurteil
des Oberlandesgerichts Brandenburg zugunsten der
Wasser- und Abwasserverbédnde erlassen

Die Wogen schlugen hoch in Brandenburg,
nachdem das Bundesverfassungsgericht mit
Beschluss vom 12.11.2015, 1 BvR 2961/14
und 1 BvR 3051/14) festgestellt hatte, dass die
Regelung des § 8 Abs. 7 S. 2 des Kommunal-
abgabengesetzes fiir das Land Brandenburg
(im Folgenden: KAG BB) zu einer verfassungs-
rechtlich unzuldssigen echten Riickwirkung
fithren karin.

Die ab dem 1. Februar 2004 wirksame Neure-
gelung des § 8 Abs. 7 S. 2 KAG BB eroffnete
die Méglichkeit, auch diejenigen mit Beitrags-
bescheiden fiir den Kanalanschluss oder die
Trinkwasserversorgung heranzuziehen, deren
Heranziehung nach der alten gesetzlichen
Regelung des § 8 Abs. 7 S. 2 KAG BB aufgrund
des Eintritts der Festsetzungsverjahrung nicht
mehr zuldssig gewesen wire, die so genannten
»Altanschliefer«.

Tausende betroffener ,, Altanschliefer® begehr-
ten in Folge der Beschliisse des Bundesverfas-
sungsgerichts die Erstattung der geleisteten Bei-
irige im Wege des Schadenersatzes nach dem
in Brandenburg als Landesrechr fortgeltenden
Gesetz zur Regelung der Staatshaftung in der
Deutschen Demokratischen Republik (im Fol-
genden: StHG) und nach den Grundsitzen der
Amtshaftung nach § 839 BGE, Art. 34 GG.

Beim Kommunalen Schadenausgleich wurden
bis Ende April 2018 rund 4700 ,,Altanschlie-
Berfalle* angezeigt.

Da sich die bisherige erstinstanzliche Recht-
sprechung im Land Brandenburg uneinheitlich
zeigte — das Landgericht Potsdam wies mehrere
Klagen als unbegriindet ab, wihrend die Land-
gerichte Cottbus und Frankfurt (Oder) einen
Schadenersatzanspruch bejahten, wurde das
erste obergerichtliche Urteil zu dieser Proble-
matik allseits mit Spannung erwartet:

Mit Urteil vom 17. April 2018, Az. 2 U 21/17,
gab nun das Oberlandesgericht Brandenburg

der Berufung des beklagien Verbandes gegen das
Urteil des Landgerichts Frankfurt (Oder) vom
05.05.2017, Az. 11 O 312/16, statt und wies die
Klage zweier betroffener Altanschliefer gegen
einen Wasser- und Abwasseraweckverband in
Brandenburg unter Aufthebung des zuniichst
gegen den Verband erlassenen Versdumnis-
urteils vom 30.12.2016 ab;

Das Oberlandesgericht Brandenburg verneinr
bereits die Anwendbarkeit des Staarshafrungs-
gesetzes.

Den ,, Altanschlieferfillen“ liege kein rechts-
widriges Verwaltungshandeln zugrunde. Viel-
mehr seien sie der Sphire des so genannten
wlegislariven Unrechts™ zuzuordnen:

»Die in § 1 StHG verankerte verschuldensun-
abhingige staatliche Unrechtshaftung geht
in ihrem Anwendungsbereich als spezialge-
setzliche Konkretisierung den allgemeinen,
auf Richterrecht beruhenden Grundsitzen
aber den enteignungsgleichen Eingriff vor
(vgl. BGH, Urteil vom 12.12.1995 - III ZR
190/94). Der Anspruch aus § 1 StHG hat im
Wesentlichen dieselben Voraussetzungen wie
ein solcher aus enteignungsgleichem Eingriff,
der die Rechiswidrigkeir des behérdlichen Ver-
haltens ecfordert und dariiber hinaus einen
unmittelbaren Eingriff von hoher Hand in eine
als Eigentum geschiitzte Rechrsposition, eine
dadurch unmittelbar herbeigefithrte Beein-
trichrigung des Rechtsguts und ein beson-
deres, anderen nicht zuzumutendes Opfer
fiir die Allgemeinheit (vgl. Senat, Urteil vom
8.12.2015 - 2 U 15/13). Schon nach dem
Wortlaut des § 1 StHG bedarf es fiir die Ent-
stehung eines Schadensersatzanspruches jeden-
falls eines Schadens, den Mitarbeiter staatli-
cher oder kommunaler Organe in Ausiibung
staatlicher Titigkeit einer natiirlichen Person
rechtswidrig zugefiigt haben und damit eines
unmittelbaren, rechtswidrigen Verwaltungs-
handelns. An einem solchen unmittelbaren
Eingriff in eine Vermogensposition der Klager
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durch einen Hoheitstrager fehlt es aber bei
einer rechtmafiigen Anwendung einer nur
in bestimmten Fallbereichen rechtswidrigen
Norm schon grundsitzlich.

... Mitarbeiter des Beklagten haben daher die
streitgegenstandlichen Beitragsbescheide in
zundchst geserzeskonformer Weise erlassen
und dabei auf eine geltende Rechtsvorschrift
abgestellt. ... In der Rechtsanwendung liegt
insofern lediglich der Villzug des gesetzgebe-
rischen Willens. Mithin wiirde im Falle des
Schadenersatzes faktisch eine Haftung fiir
legislatives Unrecht begriindet.“

Unabhingig davon sei der geltend gemachte
Anspruch nicht vom Schutzzweck des § 1
Abs. 1 StHG erfasst:

... “Denn dieser ist vorliegend deckungsgleich
mit der Belastung, die aus dem bestandskraftig
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gewordenen Beitragsbescheid hervorgegan-
gen ist ... Das Staatshaftungsgesetz dient —
hier mit Blick auf die Deckungsgleichheit des
Gegenstandes des Verwaltungsaktes mit dem
geltend gemachten Schaden und zwar unge-
achtet der §§ 2, 3 Abs. 3 StHG, die lediglich
zu einem Ausschluss des Anspruchs fithren
konnten —jedenfalls nicht dem Schutz Gescha-
digter, bei denen der hafrungsbegrindende
Verwaltungsakt bestandskriftig geworden ist
und die Rechtswidrigkeit erst durch die Ent-
scheidung des Verfassungsgerichts in einem
anderen Verfahren festgestellt wurde. Denn
die Bestandskraft einer behdrdlichen Entschei-
dung und die daraus folgende Rechtssicherheit
und Rechrsfrieden kénnen in dieser Konstella-
tion nicht durch einen Schadensersatzanspruch
nach dem Staatshafrungsgesetz unterlaufen
werden ... Wiirde man § 1 Abs. 1 StHG auf
solche Fallkonstellationen fiir anwendbar
halten, kénnte jeder Biirger, obne zuvor den
gegen ihn gerichteten Bescheid — zudem frist-
gerecht — angefochten zu haben, mit Erlass
einer entsprechenden verfassungsrechtlichen
Entscheidung oder gar einer von der bisherigen
Rechtslage abweichenden obergerichtlichen
Entscheidung bis zur absoluten Verjahrung
den Bescheid iiber den Umweg eines Schadens-
ersatzanspruches stets beseitigen. Dies wiirde
dem Grundsatz der Rechtssicherheit von
rechtskriftigen Bescheiden zuwiderlaufen.

Schiliefilich zieht das Oberlandesgericht Bran-
denburg im Hinblick auf das Gebot des
Bestandsschutzes ergiinzend noch § 79 Abs. 2
S. 1 des Bundesverfassungsgerichtsgeserzes (im
Folgenden: BVerfGG) in doppelter Analogie
heran:

Nach dieser Norm bleiben nicht mehr anfecht-
bare Entscheidungen, die auf einer gemaf} § 78
BVerfGG fiir nichtig erkliarten Norm beruhen,
unberiihrt, sofern es sich nicht um Strafurteile

handelt.

§ 79 Abs. 2 BVerfGG gelte analog, wenn das
Bundesverfassungsgericht die Norm niche fiir
nichtig, sondern nur fiir nicht vereinbar mit
dem Grundgesetz erklirt habe. Er gelte dar-
itber hinaus doppelt analog fiir die Falle, in
denen das Bundesverfassungsgericht festge-
stellt habe, dass nicht die Norm selbst, sondern
nur deren Auslegung mit dem Grundgesetz
unvereinbar sei:

»In'§ 79 Abs. 2 Satz 1 BVerfGGist als Grund-
satz bestimmt, dass = vorbehaltlich des § 95
Abs. 2 BVerfGG oder einer besonderen gesetz-
lichen Regelung ~ nicht mehr anfechtbare Ent-
scheidiingen, die auf einer fir nichrig erklidr
ten Norm beruhen, unberiihrt bleiben, also in
ihrer Existenz nicht mehr in Frage gestellt wer-
den sollen (BVerfG, Beschluss vom 6.12.2005,

1 BvR 1905/02 juris Rn. 33). Unanfechthar
gewordene Akte der dffentlichen Gewalt, die
auf verfassungswidriger Grundlage zustande
gekommen sind, werden zwar niche riiclwir-
kend aufgehoben und die nachreiligen Wir-
kungen, die in der Vergangenheit von thoen
ausgegangen sind, werden nicht beseirigt,
allerdings sollen zukiinftige Folgen, die sich
aus einerzwangsweisen Durchsetzung verfas-
sungswidriger Entscheidungen ergeben wiir-
deny abgewendet werden (BVerfG, a.a. O,
juris Rn. 34 m. w. N.).

Nach den Ausfithrungen des Bundesverfas-
sungsgerichts wire es geradezu ungereimt,
nur die nicht mehr anfechtbaren Entscheidun-
gen, die auf einer fiir nichtig erklarten Norm
beruhen, nach § 79 Abs. 2 Satz 1 BVertGG
unberiihrt zu lassen und sie lediglich den Voll-
streckungsverboten gemidf § 79 Abs. 2 Satz
2 und 3 BVerfGG zu unterstellen, dagegen
die anderen in § 79 Abs. 1 BVerfGG n. E als
rechtsihnlich angesehenen Fille der Unver-
einbarerklirung und der verfassungswidrigen
Auslegung schon vom Bestandsschutz des § 79
Abs. 2 Satz 1 BVerfGG auszunehmen. Daher
sei anzunehmen, dass die Regelungsliicke, die
Absatz 2 des § 79 BVerfGG seinem Wort-
laut nach im Vergleich zu Absatz 1 seit dessen
Anderung aufweise, vom Gesetzgeber nicht
erkannt worden sei, als er der Empfehlung
des Rechtsausschusses des Deutschen Bun-
destages zur Ausweitung des Absatzes 1 in
Bezug auf Strafurteile gefolgt sei, und dass sie,
wenn der Gesetzgeber sie erkannt hitte, so
geschlossen worden wire, dass das Grundsatz-
Ausnahmeverhiltnis von Absatz 2 zu Absatz
1 in vollem Umfang weiter gewahrt bliebe.
Davon sei wie selbstverstandlich auch das
Bundesverfassungsgericht ausgegangen, als es
ausgesprochen habe, § 79 Abs. 2 BVerfGG sei
analog anzuwenden, wenn es nicht auf Nich-
tigkeit einer Norm erkannt, sondern sich dar-
auf beschriankt habe, deren Unvereinbarkeit
mit dem Grundgesetz festzustellen (BVerfG,
a.a. 0., juris Rn. 38 n. w. N.).

Nichts anderes gelte, wenn das Bundesverfas-
sungsgericht nicht die Norm selbst, sondern
deren Auslegung fiir unvereinbar mit dem
Grundgesetz erklirt habe. Wie im Rahmen
des § 79 Abs. 1 BVerfGG mache es auch im
Anwendungsbereich des § 79 Abs. 2 BVerfGG
sachlich keinen wesentlichen Unterschied, ob
eine nicht mehr anfechtbare Entscheidung im
Sinne dieser Regelung auf der verfassungswid-
rigen Auslegung einer Rechtsnorm oder auf
einer verfassungswidrigen Vorschrift beruhe.
Im ersten Fall habe das Bundesverfassungsge-
richt, wenn von mehreren nach den anerkann-
ten Auslegungsgrundsitzen moglichen Deu-
tungen des Norminhalts wenigstens eine mit
dem Grundgesetz iibereinstimme, die Norm

als solche nicht beanstandet, sie vielmehr ver-
fassungskonform ausgelegt und nur die als
verfassungswidrig erkannte Interpretations-
variante verworfen. Fir die Zukunft bleibe
diese Variante wie die nichtige und die mit dem
Grundgesetz nicht vereinbare Bestimmung in
den Fillen der Nichtig- und der Unvereinbar-
erklarung von der weiteren Rechtsanwendung
ausgeschlossen. Wenn dieser Umstand den
Gesetzgeber — ungeachtet der unterschiedli-
chen Rechtswirkungen nach § 31 Abs. 2 Satz
2 und § 31 Abs. 1 BVerfGG — im Rahmen des
§ 79 Abs. 1 BVerfGG bewogen habe, den Fall
der verfassungswidrigen Auslegung neben der
Nichtig- und der Unvereinbarerklirung in den
Anwendungsbereich der Vorschrift aufzuneh-
men, sei es zur Vermeidung einer inhaltlichen
Widerspriichlichkeit und damit zur Wahrung
des Grundsatz-Ausnahmeverhilisses der
Absitze 2 und 1 von § 79 BVerfGG geboten,
bei Satz 1 und den Anschlussregelungen in den
Satzen 2 und 3 des § 79 Abs. 2 BVerfGG genau
so zu verfahren. § 79 Abs. 2 BVerfGG sei d
halb analog auch dann anzuwenden, wenn
eine nicht mehr anfechtbare Entscheidung auf
einer Auslegungsvariante beruhe, deren Ver-
fassungswidrigkeit das Bundesverfassungs-
gericht festgestellt habe (BVerfG, a. a. O., juris
Rn. 39, n. w. N.).“

Selbst wenn eine doppelt analoge Anwendung
des § 79 Abs. 2 S. 1 BVerfGG zu verneinen set,
so folge aus der Schutzzweckpriffung jeden-
falls der allgemeine Rechtsgedanke, dass die
Bestandskraft eines Bescheides seiner riickwir-
kenden Aufhebung im Interesse der Rechts-
sicherheit entgegenstehe.

Das Oberlandesgericht Brandenburg erkennt
auch keinen begrinderen Amtshaftungsan-
spruch, Fiir einen Schadenersatzanspruch nach
§ 839 BGB in Verbindung mit Art. 34 GG fe

es schon am notwendigen Verschulden der
Mitarbeiter des beklagten Verbandes. Nicht
jeder objektive Rechtsirrtum begriinde einen
Verschuldensvorwurf.

Die Beitragserhebung habe der standigen
Rechtsprechung in Brandenburg entsprochen.
Weder die Instanzgerichte noch das Bundes-
verwaltungsgericht und der Verfassungsge-
richtshof des Landes Brandenburg hitten
Bedenken gegen die Beitragserhebung unter
Heranziehung der Neuregelung des § 8 Abs. 7
S. 2 KAG BB geduflert. Auf diese Rechtspre-
chung habe der Beklagte nicht nur vertrauen
diirfen, sondern er sei aufgrund seiner Bindung
an Recht und Gesetz und seiner fehlenden
Gesetzesverwerfungskompetenz auch zu der
Gesetzesanwendung verpflichtet gewesen.

Auch eine Pflicht der Beklagten zur Ricknahme
des rechtswidrigen Bescheides im Rahmen
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einer Ermessensentscheidung nach § 12 Abs. 3
b) KAG Brandenburg i. V. m. § 130 Abs. 1
Abgabenordnung habe nicht bestanden. Es
ligen keine Anhaltspunkte dafiir vor, dass die
Aufrechterhaltung des Bescheides schlechthin
unertriglich sei oder einen Verstoff gegen die
guten Sitten und Treu und Glauben begriinde.

Das Oberlandesgericht Brandenburg hat die
Revision gegen das Urteil nach § 543 Abs. 2
S. 1 Nr. 1 und 2 ZPO zugelassen.

Es misst dem Verfahren grundsatzliche Bedeu-
tung zumindest fiir das Land Brandenburg
zu, weil bereits eine Vielzahl vergleichbarer
Verfahren bei den Landgerichten in Branden-
burg und dem Oberlandesgericht Branden-
burg anhdngig sind. Dariiber hinaus halt es die
Frage, ob das Staatshaftungsgesetz auf Fille
anwendbar ist, in denen sich der Schaden-
ersatzanspruch auf den geleisteten Beitrag
bezieht, fur klarungsbediirftig.

Fazit:

Die Urteilsbegriindung des Oberlandesgerich-
tes Brandenburg bestitigt die Auffassung des
Kommunalen Schadenausgleichs zu den Scha-
denersatzforderungen der ,,AltanschliefSer*:

Das StHG ist in Fillen des ,legislativen
Unrechts“ schon nicht anwendbar. Wenn es
anwendbar sein sollte, so steht einer begriin-
deten Schadenersatzforderung jedenfalls die
Bestandskraft der Beitragsbescheide entgegen.
Ein Amtshaftungsanspruch nach § 839 BGB
scheidet wegen des fehlenden Verschuldens aus.

Der ,,Altanschiieferkrimi® ist aber trotz der
nunverliegenden Berufungsentscheidung noch

nicht beendes:

Denn diese Entscheidung hat der 2. Zivil-
senat des Oberlandesgerichts Brandenburg
noch nach dem alten Geschaftsverteilungsplan

getroffen. Nach dem neuen, seit 2018 giilti-
gen Geschiftsverteilungsplan, bearbeitet der
2. Zivilsenat Staatshaftungsklagen aus den
Landgerichtsbezirken Potsdam, Cottbus und
Neuruppin, wihrend fiir Staatshaftungsklagen
aus dem Landgerichtsbezirk Frankfurt (Oder)
der 1. Zivilsenat zustdndig ist. Es ist zwar
unwahrscheinlich, aber letztlich nicht auszu-
schlieffen, dass der 1. Zivilsenat die Frage der
Begriindetheit der Schadenersatzforderungen
der ,,Altanschliefer“ abweichend beurteilt.

Schlieflich haben die Kliger (zundchst frist-
wahrend) Revision gegen das Urteil des Ober-
landesgerichrs Brandenburg eingereicht. Es
ist damit zu rechnen, dass sie das Revisions-
verfahren durchfiihren werden. In diesem Fall
bleibt die Entscheidung des Bundesgerichts-
hofs abzuwarten.

(Ulrike Wolff)

Aus der Rechtsprechung: Verkehrssicherungspflichten auf Wasserspielplatzen

Es liegt keine Verkehrssicherungspflichtverlet-
zung des Betreibers eines Wasserspielplatzes
vor, wenn dieser bei Anlage des Spielplatzes in
der Nahe zu einem Wasserbecken eine deut-
lich sichtbare Metallabdeckungsplatte, unter
der sich eine Pumpenaniage befindet, chne
Absicherung gegen ein Betreten in der Rasen-
flache installiert.

Zur Abwehr von Gefahren fur Kleinkinder ist

zuallererst der Aufsichtspflichtige zusténdig,

weil ein umfassender Schutz fiir Kleinkinder

nur durch ihre Beaufsichtigung gewahrleis-
et wird. (Leitsdtze der Verfasserin)

Sachverhalt:

Der am 24.09.2014 geborene Klager macht
Schadenersatzanspriiche wegen seiner auf dem
von der Beklagten betriecbenen Wasserspiel-
platz erlittenen Verletzungen geltend.

Am Nachmittag des 19.07.2016 befanden sich
der Klager und dessen Mutter auf dem Wasser-
spielplatz. Die Beschilderung an mehreren
Eingangstoren zu dem Sportparkgelinde, auf
dem sich der Wasserspielplatz befindet, weist
darauf hin, dass das Betreten und die Nutzung
der Anlage auf eigene Gefahr erfolgt und dass
den Eltern die Aufsichtsverpflichtung fiir ihre
Kinder obliegt. Gegen 14:30 Uhr kam der
Kldger nach seinem seitens der Beklagten mit
Nichtwissen bestrittenen Vortrag zum Scha-
denshergang zusammen mit seiner Mutter aus
dem kiinstlich angelegten Brunnen. Wihrend

seine Mutter das restliche Spielzeug einsam-
melte, betrat der Kliger eine im Randbereich
des Brunnens befindliche Edelstahlplatte
(Abdeckplatte fiir eine Grundwasserpumpe in
V2A-Ausfithrung), die sich aufgrund der Son-
neneinstrahlung erhitzt hatte. Er erlitt dabei
Verbrennungen beider Fufisohlen (Grad 11 a),
deretwegen er sich vom 19.07.2016 bis zum
29.07.2016 in stationdrer Behandlung befand.
Der Kliger meint, die Beklagte habe durch
die Platzierung der gegen ein Betreten ungesi-
cherten Stahlplatte im unmittelbaren Becken-
bereich ihre Verkehrssicherungspflicht verletzt.

Die Beklagte bestreitet eine Verkehrssiche-
rungspflichtverletzung und behauptet, dass
der im Jahr 2008 eroffnete Wasserspielplatz im
selben Jahr von der TUV-Siid Service GmbH

gepriift wurde. Dabei habe sich hinsichtlich
der streitgegenstiandlichen Abdeckplatte keine
Beanstandung ergeben. Das Gleiche gelte fur
die am 06.06.2016 durchgefithrte Jahresunter-
suchung. Mit der Gestaltung des Wasserspiel-
platzes unter Beriicksichtigung des Gerite-
und Produktsicherungsgesetzes {GPSG) in der
Fassung vom 06.01.2004 sowie der einschla-
gigen Normen (DIN 18034, DIN EN 1176-1,
DIN EN 1176-6, DIN EN 1176- 11, DIN
33942) und der veranlassten Prifung durch
Sachverstindige (TUV) habe die Beklagte ihrer
Verkehrssicherungspflicht Genuige getan. Die
Beklagte macht dariiber hinaus geltend, dass
sich Materialien, die sonst in ihrer Nutzung
unauffillig sind, bei Hitze, verbunden mit
direkter Sonneneinstrahlung, teilweise auch
stark erwirmen kénnen. Im Juli 2016 hatten
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Andrea Pankrath

Von: Andrea Pankrath

Gesendet: Montag, 27. August 2018 10:26

An: 'Peter.Blazek@ssg-sachsen.de'

Betreff: dingliche Sicherung von 6ffentlichen Abwasseranlagen, die in den
Nachwendejahren errichtet wurden

Anlagen: OVG LSA_dinglicheSicherung_§93WHG.pdf

Sehr geehrter Herr Blazek,

wir kommen zuriick auf Ihre Anfrage vom 05. Juli beziglich der dinglichen Sicherung von 6ffentlichen
Abwasseranlagen, die in den Nachwendejahren errichtet wurden.

Auch in Sachsen-Anhalt gibt es in der Tat eine Reihe von nicht gesicherten Leitungsrechten. Eine Abfrage bei
unserem Arbeitskreis Zweckverbande flihrte zu dem Ergebnis, dass einige Verbande gegenwartig damit befasst sind,
die Sicherung dieser Leitungsrechte nachzuholen. In der Praxis geschieht das in der Regel dadurch, dass mit den
Grundstickseigentiimern schuldrechtliche Gestattungsvertrage geschlossen werden und anschlieRend gegen
Zahlung einer Entschadigung eine entsprechende Sicherung des Durchleitungsrechtes mittels Eintrag ins Grundbuch
erfolgt. Ganz Giberwiegend, so die Rlickmeldungen, ist dieses Vorgehen von Erfolg gekront. In den Fallen, in denen
eine einvernehmliche Einigung nicht erzielt werden kann, kann als Rechtsgrundlage auf § 93 WHG zuriickgegriffen
werden. Das OVG LSA ldsst in seinem Beschluss vom 27.08.2014 (Az. 2 L 118/13; als Anlage anbei) ausdrticklich zu,
dass § 93 WHG auch dann zur Anwendung kommen kann, wenn dadurch ein formell rechtswidriger Zustand
nachtraglich legalisiert werden soll. Natirlich missen hierfir die Voraussetzungen — Mehraufwand oder
Zweckmaligkeit — erfillt sein. Zur Begriindung flihrt das Gericht aus, dass es wirtschaftlich sinnlos ware und durch
die schutzwiirdigen Belange nicht gefordert sei, eine fiir das Durchleiten schon vorhandene Anlage zunachst von
dem Grundsttick zu entfernen, um sodann in einer neuerlichen Planungsphase darliber zu entscheiden, ob die
Anlage mit dem Mittel einer Duldungsverfligung erneut und ggf. sofort in das Grundstlick eingebracht, also der
friihere Zustand wieder hergestellt werden darf.

Problematisch blieben bei uns daher allein die Falle, in denen die Voraussetzungen des § 93 WHG nicht vorliegen.
Bisher liegen uns aber keine Informationen vor, dass es zu derartigen Fallkonstellationen bereits gekommen ware.
Fraglich kénnte in derartigen Fillen im Ubrigen sein, inwieweit es fiir die von lhnen vorgeschlagene Lésung
(Erstreckung des § 9 GBBerG i. V. m. §§ 6 ff SachenR-DV) dann eine sachliche Rechtfertigung fir diesen Eingriff gabe.

Im Ergebnis hielten wir es fir sinnvoll, ggf. eine gesetzliche Klarstellung in § 93 WHG anzuregen, um die von lhnen
geschilderte umstrittene Rechtslage zu beseitigen. Die Rechtsprechung unseres OVG hierzu halten wir fir
folgerichtig und sachlich begriindet. Weiteren Handlungsbedarf sehen wir gegenwartig nicht. Gleichwohl sind wir
gern bereit, uns an der weiteren Erérterung zu beteiligen. Wir bitten Sie daher um weitere Informationen zu lhrem
Vorgehen, insbesondere auch zu ggf. erfolgenden weiteren Riickmeldungen aus anderen Verbanden.

Mit freundlichen GriRen
Im Auftrage

Awndrea Pankrath

Stadte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt
Sternstr. 3, 39104 Magdeburg

Tel. 0391 5924-372

Fax: 0391 5924-444

E-Mail: a.pankrath@sgsa.info

Internet: www.kommunales-sachsen-anhalt.de
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Duldungverfiigung beziiglich einer Abwasserleitung
Leitsatz

Eine Duldungsverfligung nach § 93 WHG kann auch zulassig sein, wenn dadurch ein formell
rechtswidriger Zustand nachtraglich legalisiert werden soll (BVerwG, Beschl. v. 16.02.2007 - 7
B 8.07 -, NVvwZ 2007, 707, RdNr. 16 in juris). Dies gilt nicht nur fir die Falle, in denen Leitun-
gen - etwa aufgrund einer schuldrechtlichen Gestattung - zunachst rechtmaRigerweise verlegt
wurden und erst nachtraglich ein rechtswidriger Zustand entstanden ist.(Rn.10)

Fundstellen

LKV 2015, 45-48 (Leitsatz und Griinde)
ZUR 2015, 291-292 (Leitsatz und Grinde)
Verfahrensgang

vorgehend VG Magdeburg, 13. Juni 2013, 9 A 124/12, Urteil
Diese Entscheidung zitiert

Rechtsprechung
Vergleiche BVerwG 7. Senat, 16. Februar 2007, 7 B 8/07

Griinde
l.

1 Der Klager wendet sich gegen eine wasserrechtliche Verfigung des Beklagten, mit der
dem Klager (nachtraglich) auferlegt wurde, eine bereits im Jahr 1996 auf dem Grund-
stlck des Klagers verlegte Schmutzwasserleitung zu dulden.

2 Das Verwaltungsgericht hat die Klage abgewiesen und zur Begriindung im Wesentlichen

Folgendes ausgefuhrt: Auf der Grundlage des § 93 Satz 1 WHG kénne die zustandige Be-
horde u.a. Eigentimer von Grundstlcken verpflichten, das Durchleiten von Abwasser
sowie die Errichtung und Unterhaltung der dazu dienenden Anlagen zu dulden, soweit
dies zur Abwasserbeseitigung erforderlich sei. Eine solche MaBnahme sei gemaR § 93
Satz 2 i.V.m. § 92 Satz 2 WHG nur dann erforderlich, wenn das Vorhaben anders nicht
ebenso zweckmaRig oder nur mit erheblichem Mehraufwand durchgefiihrt werde und der
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von dem Vorhaben zu erwartende Nutzen erheblich gréRer sei als der Nachteil des Be-
troffenen. Daher kdamen wasserbehdérdliche Zwangsanordnungen nur in Betracht, wenn
sich der Trager der wasserwirtschaftlichen MaBnahme und der betroffene Grundstiicks-
eigentimer nicht Gber die Einrdumung eines Leitungsrechts durch die Einrdumung einer
Grunddienstbarkeit einigen kdnnten. Solche Vorverhandlungen hatten hier nicht bzw.
nicht in umfassendem Umfang stattgefunden, da die Schmutzwasserleitung bereits im
Jahr 1996 verlegt worden sei. Die Erteilung eines Zwangsleitungsrechts sei aber auch
nachtraglich maglich, um so einen formell rechtswidrigen Zustand nachtraglich zu lega-
lisieren. Fir die Beurteilung der RechtmaRigkeit einer solchen nachtraglichen Bestellung
eines Zwangsrechts sei darauf abzustellen, ob bei einer fiktiven Neuverlegung auf der
bisherigen Trasse zum jetzigen Zeitpunkt die Anordnung eines Zwangsrechts statthaft
ware. Dem entsprechend komme es nicht darauf an, ob die Verlegung im Jahr 1996 auf
einem Verschulden des Beigeladenen oder seines Rechtsvorgangers beruhe. Das Durch-
leiten von Abwasser Uber das Grundstuck des Klagers sei erforderlich. Es reiche aus,
dass die Inanspruchnahme des Grundstucks fur die Durchfiihrung des Vorhabens ver-
ndnftig und sinnvoll sei. Es bestehe keine Alternative fur die Verlegung der Abwasserlei-
tung. Die Behdrde habe Alternativplanungen beriicksichtigt und diese wegen des erheb-
lichen Mehraufwandes verworfen. Sie habe fur die bestehende Leitungsfihrung im Jahr
2012 Kosten in Héhe von 42.553,20 € veranschlagt und fur die Alternativiésung in Form
der Verlegung als Druckrohleitung DN 80 Kosten in Hohe von 139.144,32 € ermittelt.
Darlber hinaus falle die flachenmaRige Inanspruchnahme des klagerischen Grundstucks
von insgesamt 260 m? im Vergleich zur GroRRe des gesamten Grundstucks von 5.737 m?
nicht wesentlich ins Gewicht. Aufgrund der GréRe und des Zuschnitts des Grundstiicks
wirden baulichen MaBnahmen nicht ausgeschlossen oder unzumutbar erschwert, zumal
die unterirdische Leitungsflihrung der bisher ausgelbten Nutzung als Wiese nicht ent-
gegenstehe und diese Nutzung weiterhin problemlos maglich sei. Sogar eine Bebauung
Uber der Leitung - wenn auch ohne Kellergeschoss - sei nach den Angaben des Beige-
ladenen maglich. Der pauschale Einwand des Klagers, dass eine andere Verlegung uber
das Grundstlck moglich gewesen ware, gentge nicht. Der von der PWU Planungsgesell-
schaft mbH Wasser- und Umwelttechnik (PWU) ermittelte Kostenansatz sei nicht zu be-
anstanden und werde auch vom Klager nicht substantiiert bestritten.

Il.
A. Der Antrag auf Zulassung der Berufung hat keinen Erfolg.

Die geltend gemachten ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit der erstinstanzlichen Ent-
scheidung (§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) bestehen nicht. Solche Zweifel liegen nur dann vor,
wenn ein einzelner tragender Rechtssatz oder eine einzelne erhebliche Tatsachenfest-
stellung mit schliissigen Gegenargumenten in Frage gestellt worden sind (vgl. BVerfG,
Beschl. v. 20.12.2010 - 1 BvR 2011/10 -, NVwZ-RR 2011, 546, m.w.N.). Dies ist hier nicht
der Fall.

1. Der Klager ruigt, das Verwaltungsgericht habe den nicht schllissigen Vortrag des Be-
klagten und des Beigeladenen Ubernommen, dass ein anderweitiges Verlegen der Ab-
wasserleitung auf dem betroffenen Grundstiick nicht zweckmaRig sei bzw. nur mit er-
heblichem Mehraufwand durchgefihrt werden kdnne. Es sei indes nicht ermittelt wor-
den, welche Kosten entstanden waren, wenn die Leitung tber sein Grundstlick an ande-
rer Stelle in offener Bauweise verlegt worden ware, was - anders als bei der in der Ver-
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gleichsberechnung dargestellten Variante - nicht die Errichtung eines weiteren Pump-
werks erfordert hatte. Damit vermag der Klager nicht durchzudringen.

Eine Duldungsverpflichtung nach § 93 i.V.m. § 92 Satz 2 WHG ist nicht nur dann erforder-
lich, wenn das Vorhaben anders nur mit erheblichem Mehraufwand durchgeflihrt werden
kann. Vielmehr genugt es nach diesen Regelungen, wenn das Vorhaben anders nicht
ebenso zweckmaRig durchgefliihrt werden kann und der von dem Vorhaben zu erwar-
tende Nutzen erheblich groRer ist als der Nachteil des Betroffenen. Die Merkmale der
ZweckmaBigkeit und des Mehraufwandes stehen in einem Alternativverhaltnis, so dass
die Befugnis der Behorde, den Eigentumer oder Nutzungsberechtigten zur Duldung zu
verpflichten, eréffnet ist, wenn eine der beiden Voraussetzungen erfiillt ist (vgl. OVG NW,
Beschl. v. 21.01.2005 - 20 A 157/04 -, juris, RdNr. 10; VG Schwerin, Urt. v. 29.06.2012
-7 B 280/12 -, juris, RdNr. 19, m.w.N.; Czychowski/Reinhardt, WHG, 10. Aufl., § 92 Rd-
Nr. 12).

Das Verwaltungsgericht hat sich in Bezug auf die ZweckmaRBigkeit der Zwangsmalnah-
me auf die Ausfihrungen in den angefochtenen Bescheiden gestitzt. Im Ausgangsbe-
scheid fihrte der Beklagte aus, die gewahlte Variante sei auch unter Berlicksichtigung
der Standortverhaltnisse (Gelandetiefpunkt, Nahe zum Gewasser, Grundverhaltnisse) die
zweckmaRigste Variante. Im Widerspruchsbescheid heilt es (vgl. Seite 4, erster Absatz),
die MaBnahme habe in nicht offener Bauweise (Vortriebsverfahren Flow-Tex) durchge-
fuhrt werden kénnen, wodurch die Verlegung der Druckrohrleitung und des Entwasse-
rungskanals in offener Bauweise unter schwierigen Baugrundbedingungen (hohe Grund-
wasserstande, instabiler Baugrund, hohe Aufwendungen fur Wasserhaltung und Baugru-
bensicherung) in der Bachniederung parallel zum Zapfenbach umgangen worden sei. Die
Widerspruchsbehérde bezog sich in der weiteren Begriindung (vgl. Seite 6, 2. Absatz)
ferner auf die Stellungnahme des Beigeladenen vom 24.11.2009 (Bl. 148 des Verwal-
tungsvorgangs). Darin heift es, der Kanal habe nach der urspriinglichen Ausfiihrungs-
planung ufernah am Zapfenbach verlegt werden sollen, um die Grundsticksinanspruch-
nahme so gering wie moglich zu halten. Hierzu ware es jedoch erforderlich gewesen,
mindestens einen Schacht zu setzen, da der Trassenverlauf dem Bogen des Baches fol-
ge. Wahrend der Bauphase habe sich herausgestellt, dass eine Verlegung des Entwas-
serungskanals mit Schachtbauwerken in offener Bauweise nicht méglich sei. Unter den
vorliegenden Bodenverhaltnissen sei auf dem Grundstlck des Klagers in der Bachniede-
rung parallel zum Zapfenbach jeglicher Tiefbau unmdglich gewesen. Daher sei der Kanal
mit dem grabenlosen Vortriebsverfahren Flow-Tex hergestellt worden. Ziel- und Startgru-
be hatten das Grundstlck nicht berthrt. Im Widerspruchsbescheid heiflst es weiter, die
Leitung habe das Grundstuck des Klagers diagonal durchqueren missen, weil das Vor-
triebsverfahren nur fir geradlinige Trassenverlaufe anwendbar sei.

Diese schlissigen Erwagungen hat der Klager weder in der Klagebegriindung noch im
Zulassungsantrag substantiiert angegriffen. Insbesondere hat er keine Anhaltspunkte
vorgetragen, die Zweifel daran aufkommen lassen, dass die vom Beigeladenen gegeben
Darstellung der Grundverhaltnisse unzutreffend sein kdnnten. Woraus der Klager her-
leitet, das Verwaltungsgericht habe nicht erkannt, dass das Pumpwerk 2 nicht mehr auf
dem Grundstilick des Klagers sondern in der StraRe ,,Am B. “ errichtet wurde, erschlielSt
sich dem Senat nicht. Im Tatbestand des Urteils wird die Begrindung des angefochtenen
Bescheides wiedergegeben, in der u.a. ausgefihrt wird, dass das Pumpwerk 2 nicht auf
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dem Grundstilick des Klagers habe ausgeflihrt werden kénnen und im Ergebnis der Um-
planung das erforderliche Pumpwerk 2 in der StraRe ,Am B. “ errichtet worden sei.

2. Ohne Erfolg wendet der Klager ein, falsch sei der im Widerspruchsbescheid wiederge-
gebene Vortrag des Beigeladenen, dass auf seinem Grundstlick nach den urspriinglichen
Planungen ein Pumpwerk habe errichtet werden sollen und die Voreigentimerin ihr Ein-
verstandnis dazu erklart habe. Unabhangig davon, dass sowohl die Widerspruchsbehér-
de (vgl. Seite 3 des Widerspruchsbescheides) als auch der Beigeladene (vgl. Schreiben
vom 26.06.2008) davon ausgegangen sind, dass gerade keine Einverstandniserklarung
der Voreigentimerin zur Errichtung eines Pumpwerks auf dem Grundstick des Klagers
vorlag, ist fur das Verwaltungsgericht nicht von entscheidungserheblicher Bedeutung ge-
wesen, ob urspringlich ein Pumpwerk auf dem Grundstlck errichtet werden sollte und
ob die Voreigentumerin hierzu ihr Einverstandnis abgegeben hatte. Der Klager legt auch
nicht dar, inwieweit diese Umstande entscheidungserheblich sein sollen.

3. Ebenfalls ohne Erfolg beanstandet der Klager, sein Grundstlick sei im Jahr 1996 in
rechtswidriger Weise ohne Vorankiindigung in Anspruch genommen worden. Wie be-
reits das Verwaltungsgericht zutreffend unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts ausgefluhrt hat, kann eine Duldungsverfligung auch zulas-
sig sein, wenn dadurch ein formell rechtswidriger Zustand nachtraglich legalisiert wer-
den soll (BVerwG, Beschl. v. 16.02.2007 - 7 B 8.07 -, NVwZ 2007, 707, RdNr. 16 in juris).
Es ware wirtschaftlich sinnlos und wird durch die schutzwiirdigen Belange nicht gefor-
dert, eine fur das Durchleiten schon vorhandene Anlage zunachst von dem Grundstiick
zu entfernen, um sodann in einer neuerlichen Planungsphase dartber zu entscheiden, ob
die Anlage mit dem Mittel einer Duldungsverfliigung erneut und ggf. sofort in das Grund-
stlck eingebracht, also der frihere Zustand wieder hergestellt werden darf (OVG NW,
Urt. v. 09.11.2006 - 20 A 2136/05 -, juris, RdNr. 31). Der Klager legt nicht dar, aus wel-
chen Grinden diese Rechtsprechung unzutreffend sein soll. Zwar hatte in dem vom OVG
NW entschiedenen Fall der Voreigentumer des betroffenen Grundstucks - anders als hier
- vertraglich gestattet, die Leitung zu verlegen. /Aber auch in den Fallen, in denen im
Zeitpunkt der Verlegung der Leitung kein Einverstandnis des Voreigentimers vorgelegen
hat, ist eine nachtragliche Legalisierung des rechtswidrigen Zustandes zulassig. Auch in
diesen Fallen ist es sachgerecht, dass unter den Voraussetzungen des § 93 i.V.m. § 92
Satz 2 WHG nachtraglich eine Duldungsanordnung erlassen werden kann. Auch hier
kann der Grundstlckseigentimer nicht fordern, eine fir das Durchleiten schon vorhan-
dene Anlage zunachst von seinem Grundstiick zu entfernen, wenn feststeht, dass die An-
lage mit dem Mittel einer Duldungsverfliigung erneut in das Grundstick eingebracht wer-
den darf. Auch dem Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 16.02.2007 (a.a.0.)
Iasst sich nicht entnehmen, dass die Mdglichkeit, nachtraglich eine Duldungsverfigung
zu erlassen, nur in den Fallen méglich sein soll, in denen Leitungen - etwa aufgrund ei-
ner schuldrechtlichen Gestattung - zunachst rechtmaRigerweise verlegt wurden und erst
nachtraglich ein rechtswidriger Zustand entstanden ist. Das Bundesverwaltungsgericht
hat in dieser Entscheidung lediglich betont, dass die Aussage, eine Duldungsverfugung
kénne auch nachtraglich zur Legalisierung eines formell rechtswidrigen Zustandes erlas-
sen werden, in diesen Fallen ,umso mehr” gelte.

Eine andere Beurteilung folgt auch nicht aus der vom Klager zitierten Entscheidung des
Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs (BayVGH, Beschl. v. 07.08.2006 - 4 ZB 05.1984
- BayVBI 2007, 309). Streitgegenstand jenes Verfahrens war ein Anspruch des Grund-
stlckseigentiimers gegen die (abwasserbeseitigungspflichtige) Gemeinde auf Entfer-
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eine für das Durchleiten schon vorhandene Anlage zunächst von dem Grundstück

zu entfernen, um sodann in einer neuerlichen Planungsphase darüber zu entscheiden, ob

die Anlage mit dem Mittel einer Duldungsverfügung erneut und ggf. sofort in das Grundstück

eingebracht, also der frühere Zustand wieder hergestellt werden darf 

pankrath
Hervorheben
Aber auch in den Fällen, in denen im

Zeitpunkt der Verlegung der Leitung kein Einverständnis des Voreigentümers vorgelegen

hat, ist eine nachträgliche Legalisierung des rechtswidrigen Zustandes zulässig. 
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nung eines von ihr ohne Zustimmung des Grundstlckseigentimers und ohne Duldungs-
verflgung neu verlegten Entwasserungskanals. In dieser Entscheidung hat der BayVGH
klargestellt, dass die Gemeinde vor der Neuverlegung des Kanals durch Privatgrund
ohne Zustimmung der betroffenen Eigentiimer eine Duldungsanordnung zur Konkreti-
sierung der abstrakt-generellen Voraussetzungen der Befugnisnorm sowie als Vollstre-
ckungsgrundlage bendtige. In dem Verwaltungsverfahren seien Varianten der Kanalfuh-
rung - ggf. unter Hinzuziehung fremden technischen Sachverstands - zu untersuchen. In
dem Duldungsbescheid habe die Gemeinde konkret zu belegen, dass sie zwingend dar-
auf angewiesen sei, Privatgrund in Anspruch zu nehmen. Fiihre sie das Vorhaben ohne
eine solche Duldungsanordnung aus, handele sie rechtswidrig. Aus dieser Entscheidung
folgt indes nicht, dass eine nachtragliche Duldungsanordnung zur Legalisierung eines
bereits vorhandenen rechtswidrigen Zustandes ausgeschlossen ist.

4. Nicht stichhaltig ist auch der Einwand des Klagers, die vom Verwaltungsgericht her-
angezogenen fehlerhaften Vergleichsberechnungen seien erst viele Jahre nach der Ent-
scheidungsfindung erstellt worden. Die Vorinstanz hat hierzu in Ubereinstimmung mit
bereits vorliegender Rechtsprechung ausgefiihrt, dass fir die Beurteilung der Rechtma-
Bigkeit einer solchen nachtraglichen Bestellung eines Zwangsrechts darauf abzustel-
len sei, ob bei einer fiktiven Neuverlegung auf der bisherigen Trasse zum Zeitpunkt der
behérdlichen Entscheidung die Anordnung eines Zwangsrechts statthaft ware. Der Ver-
gleich der Kosten, die bei einer fiktiven Neuverlegung der zu duldenden Leitung entste-
hen, vermeidet, dass die Duldungspflicht maRgeblich wegen des tatsachlichen Vorhan-
denseins der Einrichtungen entstehen kann (vgl. OVG NW, Urt. v. 09.11.2006, a.a.0. Rd-
Nr. 49). Auch diese Rechtsprechung hat der Klager nicht substantiiert in Frage gestellt.
Nicht nachzuvollziehen vermag der Senat die Argumentation des Klagers, nur durch ei-
nen Vergleich der Kosten, die im Jahr 1995/96 entstanden waren, werde die Erkenntnis
beriicksichtigt, dass die Kosten der bereits vorgenommenen Kanalverlegung unbertick-
sichtigt zu bleiben haben. Auch und gerade wenn die Kosten fur die Kanalherstellung im
Zeitpunkt der nachtraglich ergangenen Duldungsanordnung zugrunde gelegt werden,
kénnen die Kosten flr den bereits verlegten Kanal und fir dessen Beseitigung unberick-
sichtigt bleiben.

B. Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 2, 162 Abs. 3 VwGO. Es entspricht der
Billigkeit im Sinne von § 162 Abs. 3 VwGO, die aulergerichtlichen Kosten des Beigelade-
nen fUr erstattungsfahig zu erklaren, da er auch im Zulassungsverfahren einen Sachan-
trag gestellt und sich so dem Kostenrisiko des § 154 Abs. 3 VwGO ausgesetzt hat.

C. Die Streitwertfestsetzung beruht auf den §§ 47, 52 Abs. 1 GKG. Die sich aus dem An-
trag des Klagers fur ihn ergebende Bedeutung der Sache bemisst der Senat nach dem
Wert der Belastung, die nach dem vom Klager im Verwaltungsverfahren vorgelegten
Sachverstandigengutachten vom 18.01.2006 bei Bestellung eines Leitungsrechts etwa
10.000,00 € betragt.

- Seite 5von 5 -
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Die folgende Tabelle stellt - vereinfacht - Prozentzahlen dar, die die von der
Rechtsprechung aufgestellten Kriterien berlicksichtigen.

Minderungswerte nach § 9 Abs. 3 GBBerG
bei unterirdischer Verlegung - Bauland -

Keine oder Erhebliche Massive
geringfiigige Beeintrachtigung | Beeintrichtigung
Beeintridchtigung
[Regalfall; {z.8. Uberbauung | {z.B. auf
inshes., wenn techn. oder zuldssige
Uberbauung rechtl zutissigz, | Uberbauung mu
auch ochne 138t sich aber leitungskedingt
Leftung techn. alternativ chne Alternative
oderrechtl. verwirkiichen} verzichtat
ausscheidet} wardan;

Sauland: 3% 15 % 80 %

tndustrie- oder

Gewerbegebiet

{ohne

Klaingewerbe}

Bauland: 3% 15 % 50 %

Kleingewerbe,

gemischt

Genutzte

Grundstiacke,

Mehrfamilienhaus-

Grundstiicke

Bauland: 10 % 25 % 45 %

Ein- bis

Zweifamilienhaus-

Grundsticke
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Nr. 250

E-Rechnung;

Handreichung des Deutschen Landkreistages zur Vorbereitung der elektronischen Rech-
nungsverarbeitung in der Kommunalverwaltung (Teil 2)

Wir kommen zuruck auf unseren KNSA-Beitrag Nr. 150/2017 vom 18.04.2007, mit dem wir tber
Teil 1 der Handreichung des Deutschen Landkreistages zur Vorbereitung der elektronischen Rech-
nungsverarbeitung in der Kommunalverwaltung berichtet hatten. Der Teil 1 enthielt Hinweise sowie
Ausfuhrungen tiber Grundlagen und Vorteile an der elektronischen Rechnungsverarbeitung. Die vom
Deutschen Landkreistag (DLT) eingesetzte Arbeitsgruppe hat nunmehr in einem zweiten Teil eine
Einflhrungsstrategie sowie die erforderlichen Umsetzungsschritte anhand eines Projektmanagements
Schritt fur Schritt herausgearbeitet. Praxisbeispiele vervollstandigen die Handreichung und bieten
den Praktikern vor Ort, die sich mit der Einfiihrung der elektronischen Rechnungsbearbeitung befas-
sen, wertvolle Hinweise und Praxistipps fir die individuelle Umsetzung ihres Projektes vor Ort.

Wegen der weiteren Einzelheiten nehmen wir auf die DLT-Handreichung (Teil 2) Bezug, welche auf
den Seiten des Deutschen Landkreistages unter folgendem Link zum Download bereitsteht:

https://www.landkreistag.de/publikationen.html

Die Handreichung steht dort als Band Nr. 134 (PDF-Datei) zum Download zur Verfigung. Auch auf
den ersten Teil der Handreichung, tber welchen wir mit 0. g. KNSA-Beitrag berichtet hatten, haben
Sie unter Band Nr. 128 (PDF-Datei) unter diesem Pfad Zugriff.

KNSA 250/2018 vom 20.06.2018  pa-ri
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